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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Warum kann nach Mitteilung der Bundesre- 
gierung vom 18. Februar 2000 die Große An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU zu „Sozio- 
kultur“ (Drucksache 14/1575) nicht, wie ur- 
sprünglich mitgeteilt, bis Mitte März 2000 be- 
antwortet werden, obwohl die wegen der Gro- 
ßen Anfrage angeschriebenen Länder wie 
auch Verbände bereits im vergangenen Jahr 
die von der Bundesregierung erbetenen Infor- 
mationen geliefert haben? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung für 
Angelegenheiten der Kultur und der Medien, 

Staatsminister Dr. Michael Naumann 
vom 24. März 2000 

Mit Schreiben vom 18. Februar 2000 hat die Bundesregierung dem 
Präsidenten des Deutschen Bundestages die Gründe dafür mitgeteüt, 
dass der für eine zufriedenstellende Beantwortung der Großen Anfra- 
ge ursprünglich anvisierte Termin - Mitte März 2000 - nicht eingehal- 
ten werden kann. Diese liegen in der Komplexität der gestellten Fra- 
gen, die nicht nur die Bundesregierung, sondern in erheblichem Um- 
fang auch Länder, Kommunen und Verbände betreffen. Die damit 
verbundenen erheblichen Recherchen brauchen ihre Zeit. 

Es trifft zu, dass die angeschriebenen Länder die erbetenen Informa- 
tionen im Dezember 1999 vorgelegt haben. Die angeschriebenen Ver- 
bände sahen sich dazu jedoch nicht in der Lage. Der für die Förde- 
rung der Soziokultur wichtigste Verband hat mitgeteilt, dass er aus 
personellen Gründen derzeit nicht in der Lage sei, den umfangreichen 
Fragenkatalog auf der Grundlage aktuellen Datenmaterials zu beant- 
worten. 


2. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussa- 
ge des Architekturbüros von R. M. in New 
York (General-Anzeiger vom 11. März 2000), 
man habe im Zusammenhang mit der Errich- 
tung des Arp-Museums in Remagen-Rolands- 
eck seit August 1999 keinen Auftrag zur Pla- 
nung des Museumsneubaus mehr, und seit 
wann ist die Bundesregierung über diesen 
Sachverhalt informiert? 


3. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von wei- 
ten Teilen der Öffentlichkeit im Zusammen- 
hang mit dieser Meldung vom 1 1 . März 2000 
geäußerten Befürchtung, dass damit ein Neu- 
bau für das Arp-Museum endgültig gescheitert 
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ist, und welchen Beschlussvorschlag wird die 
Bundesregierung dem Koordinierungsaus- 
schuss für den Bonn-Berlin-Ausgleich hinsicht- 
lich der Bereitstellung der Ausgleichsmittel in 
Höhe von 13 Mio. DM für das Projekt ma- 
chen, sofern sich diese Befürchtung als be- 
gründet herausstellen sollte? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung für 
Angelegenheiten der Kultur und der Medien, 

Staatsminister Dr. Michael Naumann 
vom 24. März 2000 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über Rechtsbeziehun- 
gen des Landes bzw. der Stiftung mit dem Architekturbüro von R. M. 
in New Y ork vor. 

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz hat der Bundesregierung mitge- 
teilt, dass sie zurzeit eine Neukonzeption des Museumskomplexes 
Hans Arp erarbeitet. Sobald die Landesregierung Rheinland-Pfalz der 
Bundesregierung die für eine erneute Erörterung in den Gremien der 
Ausgleichsvereinbarung erforderlichen Informationen zur Verfügung 
gestellt hat, wird die Bundesregierung die Beschlussfassung herbeifüh- 
ren. 

In diesem Zusammenhang wird auf die Beantwortung Ihrer schrift- 
lichen Lragen vom 1. Oktober 1999 und 22. Lebruar 2000 hingewie- 
sen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang unterstützt die Bundesre- 
gierung deutschsprachige Medien im Aus- 
land? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 15. März 2000 

Die Bundesregierung unterstützt deutschsprachige Medien im Aus- 
land im Wesentlichen im Zusammenhang mit ihrer Unterstützung für 
deutsche Minderheiten. Bei der vom Auswärtigen Amt betriebenen 
kulturellen und bildungspolitischen Lörderung der deutschen Minder- 
heiten in Mittel- und Osteuropa und in den Staaten der GUS spielt 
die Lörderung der Medien deutscher Minderheiten eine herausgeho- 
bene Rolle. Ziel der kulturellen Lörderung der deutschen Minderhei- 
ten in Mittel- und Osteuropa ist die Stärkung der sprachlichen und 
kulturellen Identität der sich den deutschen Minderheiten zugehörig 
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fühlenden Personen. Naturgemäß können gerade die Medien der 
deutschen Minderheiten hierzu in besonderer Weise beitragen. 

Im Haushaltsjahr 2000 werden für diese Aufgabe aus dem Kultur- 
haushalt (Titel 686 16 BA 5) rd. 1,4 Mio. DM für Medien in Russ- 
land, Polen, Rumänien, Kasachstan, Ukraine, Litauen und Ungarn 
eingesetzt. Dabei handelt es sich vorwiegend um Printmedien. Als 
Beispiel wird auf die Moskauer Deutsche Zeitung verwiesen, die nach 
nur relativ kurzer Förderung ein vergleichsweise beachtliches Niveau 
erreicht hat. Gefördert werden aber auch auf deutsche Minderheiten 
ausgerichtete Radio- und TV-Sendungen. Beispielhaft wird auf die in 
Oppeln ausgestrahlte Sendung „Schlesien aktuell“ verwiesen. 

In Einzelfällen beteiligt sich auch das Bundesministerium des Innern 
im Rahmen seiner Hilfen für die deutschen Minderheiten in MOE/ 
GUS bei der Medienförderung, wobei es sich in Absprache mit dem 
Auswärtigen Amt auf die Finanzierung von Ausrüstungsgegenstän- 
den und Herstellungskosten beschränkt. Ferner werden die Zeitungen 
der deutschen Minderheiten durch Ankauf und Verteilung von Abon- 
nements in Einrichtungen der Minderheiten unterstützt. 

Mit der Umsetzung der Förderung hat das Auswärtige Amt vor allem 
das Institut für Auslandsbeziehungen beauftragt, das auf der Grundla- 
ge eines mit dem Auswärtigen Amt abgestimmten Konzepts eine Rei- 
he von Unterstützungsmaßnahmen anbietet. Ferner stellen auch die 
Auslandsvertretungen örtlichen Medien deutscher Minderheiten auf 
Antrag unmittelbar Mittel zur Verfügung. 

Zu den wichtigsten Fördermaßnahmen gehören folgende Elemente: 

• Entsendung von Medienassistenten zur fachlichen/sprachlichen 
Unterstützung der Redaktionen 

• Fortbildungsmaßnahmen vor Ort und in Deutschland für Redak- 
teure / J ournalisten 

• Bereitstellung von Medien- und Informationsdiensten 

• Ausstattungsbeihilfen 

• zeitweise Bezuschussung von Druck- und sonstigen Herstellungs- 
kosten. 


5. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darü- 
ber, ob Berichte stimmen, nach denen Frank- 
reich und Russland Gespräche über ein Nuk- 
lear-Endlager für hochradioaktive Abfälle auf 
russischem Staatsgebiet, das auch anderen 
Staaten offen stehen soll, führen, wie es u. a. 
die Berliner Morgenpost vom 22. Februar 
2000 berichtet? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 21. März 2000 

Von den angeblichen französisch-russischen Geheimverhandlungen 
über ein internationales Endlager in Russland ist der Bundesregierung 
nichts bekannt. 

Dass es russische Überglegungen gibt, westlichen Energieversor- 
gungsunternehmen Endlagernutzung in Russland anzubieten, ist da- 
gegen bekannt. Nach derzeitiger russischer Gesetzeslage ist die Endla- 
gerung ausländischer radioaktiver Abfälle allerdings nicht gestattet. 
Ein konkreter Vorschlag der russischen Regierung hierzu liegt zudem, 
soweit die Bundesregierung informiert ist, nicht vor. 


6. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Lammert 

(CDU/CSU) 


Welche Verpflichtungen ergeben sich aus den 
Ergebnissen der internationalen Holocaust- 
Konferenz in Stockholm Ende Januar für die 
Bundesregierung, und welche Vorkehrungen 
hat sie hierfür bei den Planungen für den Bun- 
deshaushalt 2001 sowie für spätere Bundes- 
haushalte getroffen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 24. März 2000 

Das „Stockholm International Eorum on the Holocaust“ vom 26. bis 
28. Januar 2000 hat die Bedeutung der nationalen Bemühungen wie 
der internationalen Zusammenarbeit hinsichtlich der Aufklärung über 
den Holocaust unterstrichen. Der Bundeskanzler und Staatsminister 
Dr. Michael Naumann bekräftigten in ihren Reden Deutschlands 
besondere Verantwortung. Konkrete Verpflichtungen haben sich für 
die Teilnehmerstaaten der Konferenz nicht ergeben. Eür den Bundes- 
haushalt bleibt das Stockholmer Eorum daher ohne Auswirkungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenhach 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben 
über die Höhe der Rückforderungen an den 
„Verein für Deutsche Kulturbeziehungen im 
Ausland e.V.“ (VDA, zuvor „Verein für das 
Deutschtum im Ausland e.V.“), die Höhe 
möglicher Gegenforderungen des VDA sowie 
über die jeweiligen Projektförderungen, aus 
denen diese Rückforderungen und Gegenfor- 
derungen resultieren? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 16. März 2000 

Nach Prüfung des Bundesverwaltungsamtes ergibt sich ein Gesamt- 
rückforderungsbetrag in Höhe von 22,5 Mio. DM. Dieser Betrag 
setzt sich zusammen aus bestandskräftigen Forderungen in Höhe von 
rd. 1,2 Mio. DM, aus streitigen Forderungen in Höhe von rd. 
12,6 Mio. DM, aus Mehrwertsteuerrückerstattungen in Höhe von et- 
wa 2,2 Mio. DM sowie aus pauschaliert ermittelten Rückforderungen 
in Höhe von 6,5 Mio. DM. Dem stehen Forderungen des VDA von 
etwa 1 Mio. DM gegenüber. 

Die Rückforderungen ergeben sich aus der Abrechnung von konsum- 
tiven und investiven Hilfsmaßnahmen des Bundes, insbesondere von 
humanitären Hilfen, von Wirtschaftsförder- sowie Wohnungsbaumaß- 
nahmen. Die Gegenforderungen ergeben sich u. a. aus vom VDA 
durchgeführten medizinischen und technischen Hilfen sowie aus 
Kosten für die Projektkoordination. 

Die Bundesregierung strebt den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrages mit dem VDA an, um die frühere Zusammenarbeit auch 
formell abzuschließen. Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesrechnungshof sind beteiligt. 


8. Abgeordnete 

Annelie 

Buntenbach 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben 
über den Verbleib der Gelder, die sie nun vom 
VDA zurückfordert, über die Ergebnisse der 
diesbezüglichen staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungsverfahren gegen Verantwortliche aus 
dem VDA und aus der ehemaligen Bundesre- 
gierung, und inwieweit ist es bei der Verwen- 
dung von Bundesmitteln durch den VDA zu 
Unterschlagungen oder anderen strafbaren 
Handlungen gekommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 16. März 2000 

Es ergeben sich keine Hinweise darauf, dass die zur Verfügung gestell- 
ten Mittel entgegen der Zweckbindung - Hilfen für die deutsche Min- 
derheit - verwandt worden wären. Die Rückforderungen gegen den 
VDA ergeben sich vielmehr im Wesentlichen daraus, dass der Verein 
nicht entsprechend den Bestimmungen der Bundeshaushaltsordnung 
abgerechnet hat. 

Nach Mitteilungen der Staatsanwaltschaft Bonn sind ihre Ermittlun- 
gen gegen Verantwortliche des VDA und Entscheidungsträger des 
Bundesministeriums des Innern gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt 
worden. In einem gegen einen ehemaligen Mitarbeiter des VDA 
durchgeführten Strafverfahren erging Freispruch aus tatsächlichen 
Gründen. 
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9. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe hat der VDA bislang Rück- 
zahlungen geleistet, und über welches Vermö- 
gen verfügt der Verein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 16. März 2000 

Der VDA hat insgesamt rd. 1 8 Mio. DM an die Bundeskasse zurück- 
gezahlt. Aus datenschutzrechtlichen Gründen sieht sich die Bundesre- 
gierung außer Stande, Angaben über das Vermögen eines privatrecht- 
lichen Vereins abzugeben. 


10. Abgeordnete 
Annelie 
Buntenbach 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Zusam- 
menarbeit mit dem VDA in den letzten zehn 
Jahren, und welche Verbindungen von VDA- 
Eunktionären zu rechtsextremen Organisatio- 
nen und Gruppierungen sind der Bundesregie- 
rung aus diesem Zeitraum bekannt geworden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 16. März 2000 

Der VDA hat umfangreiche Projekte für die Bundesregierung in der 
ehemaligen Sowjetunion durchgeführt. Inzwischen hat die Bundesre- 
gierung die Zusammenarbeit mit dem VDA eingestellt. 

Im Übrigen liegen der Bundesregierung weiterhin keine Erkenntnisse 
im Sinne der Anfrage vor. Im Einzelnen wird auf die Antwort der 
Bundesregierung vom 2. Dezember 1997 auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Annelie Buntenbach und der Eraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN (Drucksache 13/9344, Antwort zu Erage 11), auf die 
Antwort der Bundesregierung vom 11. Juni 1996 auf die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Annelie Buntenbach und der Eraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 13/4832, Antwort zu 
den Eragen 15.a und 17) und auf die Antwort der Bundesregierung 
vom 30. Dezember 1994 auf die Schriftliche Erage der Abgeordneten 
Annelie Buntenbach, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 
13/178) verwiesen. 


1 1 . Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(E.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
das Europaratsübereinkommen über die Ver- 
ringerung der Mehrstaatigkeit und über die 
Wehrpflicht von Mehrstaatern vom 6. Mai 
1963 nicht nur Verpflichtungen für die Hei- 
matstaaten von Einbürgerungsbewerbern ent- 
hält, sondern auch den Vertragsstaat, der ei- 
nen neuen Bürger aufnehmen wül, verpflich- 
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tet, eine Einbürgerung unter Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit zu versagen, wenn der Einbür- 
gerungsbewerber die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Vertragsstaates besitzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Nein. 


12. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(E.D.P.) 


Ist die Antwort der Bundesregierung auf die 
mündliche Erage des Abgeordneten Olaf 
Scholz in der Eragestunde vom 16. Eebruar 
2000 (Plenarprotokoll 14/86, S. 7967 A) 
dahingehend zu verstehen, dass sie der Auffas- 
sung ist, einem Einbürgerungsbewerber, der 
die Voraussetzungen des § 87 Abs. 2 Auslän- 
dergesetz für die Hinnahme von Mehrstaatig- 
keit erfüllt, könne das Europaratsübereinkom- 
men über die Verringerung der Mehrstaatig- 
keit und über die Wehrpflicht von Mehrstaa- 
tern vom 6. Mai 1963 mit der Eolge entgegen- 
gehalten werden, dass eine Einbürgerung nur 
unter Aufgabe seiner bisherigen Staatsangehö- 
rigkeit möglich ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Nein. Artikel 1 Abs. 1 des Europaratsübereinkommens über die Ver- 
ringerung der Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht von Mehr- 
staatern vom 6. Mai 1963 (BGBl. 1969 II S. 1954) enthält eine Rege- 
lung über den Verlust der Staatsangehörigkeit. Nach dem Wortlaut 
dieser Regelung verlieren volljährige Angehörige eines Vertragsstaa- 
tes, der Kapitel I des Übereinkommens in sein innerstaatliches Recht 
übernommen hat, beim Erwerb der Staatsangehörigkeit eines anderen 
Vertragsstaates im Wege der Einbürgerung, hier der deutschen Staats- 
angehörigkeit, automatisch ihre bisherige Staatsangehörigkeit. 

Nach deutschem Recht ist es grundsätzlich erforderlich, dass der Ein- 
bürgerungsbewerber seine bisherige Staatsangehörigkeit aufgibt oder 
verliert. Die Bestimmung des § 87 Abs. 2 Ausländergesetz (AuslG) er- 
möglicht eine Ausnahme von diesem Grundsatz unter der Vorausset- 
zung, dass der Einbürgerungsbewerber die Staatsangehörigkeit eines 
EU-Mitgliedstaates besitzt und Gegenseitigkeit besteht. Unbeschadet 
dessen führt die Einbürgerung von Staatsangehörigen aus EU-Mit- 
gliedstaaten, die Kapitel I des Übereinkommens vom 6. Mai 1963 
übernommen haben, wegen der o. g. Verlustfolge nicht zum Entstehen 
von Mehrstaatigkeit. 
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13. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
das deutsche Zustimmungsgesetz vom 29. Sep- 
tember 1969 zu dem Europaratsübereinkom- 
men über die Verringerung der Mehrstaatig- 
keit und über die Wehrpflicht von Mehrstaa- 
tern (BGBl. II S. 1953) als einfaches Gesetz 
der später erlassenen Vorschrift des § 87 
Abs. 2 Ausländergesetz in der seit 1. Januar 
2000 geltenden Fassung vorgeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Nein. Die mit dem deutschen Vertragsgesetz vom 29. September 
1969 zu dem Europaratsübereinkommen über die Verringerung der 
Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern (BGBl. II 
S. 1953) übernommene Verlustregelung betrifft Fälle des Erwerbs der 
Staatsangehörigkeit eines anderen Vertragsstaates dieses Überein- 
kommens. § 87 Abs. 2 AuslG betrifft hingegen Fälle des Erwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit durch einen Angehörigen eines EU- 
Mitgliedstaates. 


14. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sichten eines Einbürgerungsbewerbers, der die 
Voraussetzungen des § 87 Abs. 2 Ausländerge- 
setz und die sonstigen Einbürgerungsvoraus- 
setzungen erfüllt, auf dem Rechtsweg den 
ihm gesetzlich garantierten Einbürgerungsan- 
spruch unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit 
durchzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen der §§ 85 ff AuslG 
besteht ein Einbürgerungsanspruch, der gerichtlich durchsetzbar ist. 
Beim Vorliegen der Voraussetzungen des § 87 Abs. 2 AuslG steht 
auch der Hinnahme von Mehrstaatigkeit nichts entgegen. Ob beim 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit jedoch tatsächlich Mehr- 
staatigkeit entsteht, richtet sich nach dem Staatsangehörigkeitsrecht 
des EU-Mitgliedstaates, dem der Einbürgerungsbewerber angehört. 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 12 verwiesen. 


15. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
die Ankündigung im Koalitionsvertrag vom 
Oktober 1998, die Bedeutung der politischen 
Bildung hervorzuheben und deren verstärkte 
Förderung vorzusehen, aufgreifen und umset- 
zen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Die Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998 sieht in Kapitel V 
(Innovation und Bildung) unter Punkt 2 (Bildung, Forschung und 
Wissenschaft) vor: „Die politische Jugend- und Erwachsenenbildung 
wollen wir stärken“. Innerhalb der Bundesregierung hat vor allem die 
Bundeszentrale für politische Bildung die Aufgabe, durch Maßnah- 
men der politischen Bildung dazu beizutragen, in der Bevölkerung 
das Verständnis für politische Sachverhalte zu fördern, das demokrati- 
sche Bewußtsein zu festigen und die Bereitschaft zur politischen Mit- 
arbeit zu stärken. 

Die Bundesregierung hat eine Evaluation der Bundeszentrale veran- 
lasst mit dem Ziel, die politische Bildungsarbeit insgesamt zu verbes- 
sern. Im Rahmen der Evaluation wurde eine Repräsentativbefragung 
durch das Institut für Demoskopie Allensbach durchgeführt, die für 
einzelne Angebote (z. B. Wochenzeitung „Das Parlament“ mit Beila- 
ge „Aus Politik und Zeitgeschichte“) nur ein geringes Interesse der 
Zielgruppen politischer Bildungsarbeit (Lehrer, Journalisten, politisch 
interessierte Bürger) ergeben hat. Die Bildungsangebote werden da- 
her grundlegend überarbeitet, ergänzt und teilweise eingestellt. Auch 
in thematischer Hinsicht sollen neue Schwerpunkte gebildet werden, 
die auch den Interessen der jungen Generation entsprechen (z. B. Zu- 
kunftschancen der jungen Generation, Integration und Migration, Zu- 
kunft des Sozialstaates). Die Evaluation hat ferner gezeigt, dass die 
Bundeszentrale dem geänderten Informationsverhalten verstärkt 
Rechnung tragen und die Möglichkeiten der neuen Medien mehr als 
bisher nutzen muss. Das Angebot an bundesweit hochwertigen Veran- 
staltungen politischer Bildung muss verbessert werden mit dem Ziel, 
mehr Resonanz bei der jungen Generation, insbesondere auch in den 
neuen Ländern, zu finden. Daher wird die Trägerförderung unter Be- 
rücksichtigung der vom Bundesrechnungshof aufgestellten Kriterien 
und weiterer Qualitätsstandards grundlegend überprüft und konse- 
quent neu strukturiert. Ferner soll durch eine verbesserte Kostenkon- 
trolle in allen Bereichen und eine verstärkte, jedoch sozial verträgliche 
Kostenbeteiligung der Nutzer an den Produkten und Leistungen der 
Bundeszentrale erreicht werden, dass die verfügbaren Mittel insge- 
samt bedarfsgerecht und effizient eingesetzt werden. Schließlich ist 
eine Änderung der Organisationsstruktur der Bundeszentrale geplant, 
um sicherzustellen, dass die genannten Vorhaben auch sachgerecht 
und zügig umgesetzt werden. 


16. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkung hat bislang die Dauer der 
Dienstzeit bei Ersatzdienstleistenden auf die 
Dauer der Verpflichtung nach dem Katastro- 
phenschutzgesetz zu Organisationen wie den 
Feuerwehren und dem Technischen Hilfswerk 
gehabt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 22. März 2000 

Die Mindestverpflichtungszeit für vom Wehr- oder Zivildienst freige- 
stellte Helfer im Zivil- oder Katastrophenschutz war parallel geregelt 
in § 8 des Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
(KatSG), § 13a des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) und § 14 des Zivil- 
dienstgesetzes (ZDG). Durch das Zivilschutzneuordnungsgesetz vom 
25. März 1997 ist das KatSG zum 4. April 1997 außer Kraft getreten, 
so dass sich nunmehr die Freistellungen für Wehrdienstpflichtige nach 
dem WPflG und für Zivildienstpflichtige nach dem ZDG richten. 

Die Dauer der Mindestverpflichtungszeit für Wehrdienstpflichtige 
und Zivildienstpflichtige ist in der Vergangenheit einheitlich gewesen. 
Sie betrug ursprünglich zehn Jahre und ist zum 1. Oktober 1990 auf 
acht und zum 1. Januar 1996 auf sieben Jahre reduziert worden. Ob- 
wohl von Gesetzes wegen kein Automatismus zwischen der Dauer 
des Grundwehrdienstes bzw. des Zivildienstes und der Mindestver- 
pflichtungszeit besteht, hat der Gesetzgeber bei Reduzierung der Dau- 
er des Grundwehrdienstes in der Regel auch eine angemessene Ver- 
ringerung der Mindestverpflichtungszeit vorgenommen. Orientie- 
rungspunkt war dabei die jeweilige Dauer des Grundwehrdiens- 
tes. Die im Vergleich zum Grundwehrdienst längere Dauer des Zivil- 
dienstes hat nicht zu einer längeren Mindestverpflichtungszeit ge- 
führt. 


17. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Veränderungen sieht die Bundesregie- 
rung mit Blick auf die nunmehr vorgenom- 
mene Verkürzung der Ersatzdienstzeit bei der 
Verpflichtung nach dem Katastrophenschutz- 
gesetz vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 22. März 2000 

Wie in der Antwort zu Frage 16 dargelegt, zieht eine Verkürzung des 
Grundwehrdienstes nicht unbedingt eine Verkürzung der Mindest- 
verpflichtungszeit für die vom Wehr- oder Zivildienst freigestellten 
Helfer im Zivil- oder Katastrophenschutz nach sich. Die Mindestver- 
pflichtungszeit ist für Zivil- und Wehrdienstpflichtige gleich, obwohl 
die Dauer des Zivildienstes die des Grundwehrdienstes zurzeit um 
drei Monate übersteigt. Eine Verkürzung der Mindestverpflichtungs- 
zeit wegen der Reduzierung der Zivildienstdauer aufgrund des Haus- 
haltsanierungsgesetzes vom 22. Dezember 1999 ab 1. Juli 2000 wird 
daher von der Bundesregierung nicht in Betracht gezogen. 


18. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


In welchem Zeitraum soll die dazu erforder- 
liche Diskussion ablaufen, und welche Initiati- 
ven sind seitens der Bundesregierung geplant? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 22. März 2000 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Kommission „Gemeinsame 
Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ wird voraussichtlich im Mai 
dieses Jahres die Ergebnisse ihrer Arbeit vorlegen. Es sind dabei 
Empfehlungen zu erwarten, die auch die Struktur der Wehrpflicht 
und dabei Dauer und Umfang des Grundwehrdienstes zum Inhalt ha- 
ben werden. Je nachdem, wie die Erfüllung der Wehrpflicht ausgestal- 
tet werden wird, wird zu überlegen sein, ob die Ereistellung der ehren- 
amtlichen Helfer im Zivil- oder Katastrophenschutz in der jetzigen 
Eorm noch bestehen bleiben soll, etwa lediglich in einer Anpassung 
der Mindestverpflichtungs- und Mitwirkungszeit, oder ob neue Krite- 
rien gefunden werden müssen. Diese Überlegungen werden aber erst 
nach Vorlage des Kommissionsberichts und im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der Ergebnisse erfolgen können. 


19. Abgeordnete 
Ursula 
Heinen 

(CDU/CSU) 


Gibt es zurzeit Überlegungen, für Rettungs- 
hunde und deren Qualifikation gesetzliche 
oder administrative Vorgaben, ähnlich derer 
für Polizeihunde, einzuführen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 30. März 2000 

Bundeseinheitliche Vorgaben für die Qualifikation von dienstlich ein- 
gesetzten Hunden gibt es weder für die Polizei noch für die Rettungs- 
dienste. Gleichwohl haben Eänder/Behörden/Organisationen, die 
Hunde einsetzen, jeweils eigene Bestimmungen für Qualifikation und 
Ausbildung entsprechend ihren Einsatzanforderungen. Im Hinblick 
auf die vielfältigen speziellen Einsatzarten strebt der Bund nicht an, 
für seinen Bereich einheitliche Qualifikationsmerkmale zu definieren. 


20. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung ähnliche Vorgaben 
auf europäischer Ebene bekannt, und falls ja, 
welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 30. März 2000 

Es soll Bestrebungen von deutschen Hundezüchtervereinen geben, in 
ihren internationalen Dachverbänden Basisqualifikationen für Ret- 
tungshunde festzulegen. Der Stand dieser Überlegungen konnte in 
der Kürze der Zeit nicht ermittelt werden. Über das Ergebnis wird 
der Bundesminister des Innern Sie zu gegebener Zeit unterrichten. 



Drucksache 14/3083 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der von der 

Olaf Ausländerbeauftragten der Bundesregierung 

Scholz herausgegebenen Broschüre „Wie werde ich 

(SPD) Deutscher?“ veröffentlichte Aussage, dass ira- 

nische Staatsangehörige aufgrund des deutsch- 
iranischen Übereinkommens zur Staatsange- 
hörigkeit nicht ohne Zustimmung des Iran in 
der Bundesrepublik Deutschland eingebürgert 
werden können, und wie haben sich die Ein- 
bürgerungsbedingungen der Iraner verändert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

In der bezeichneten Broschüre wird zutreffend unterschieden zwi- 
schen Einbürgerungen, auf die ein Anspruch besteht (Anspruchsein- 
bürgerungen), und Einbürgerungen nach Ermessen (Ermessensein- 
bürgerungen). Eine Ermessenseinbürgerung iranischer Staatsangehö- 
riger ist aufgrund der völkerrechtlichen Vereinbarung in Nr. II des 
Schlussprotokolls zum deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen 
vom 17. Eebruar 1929 (SchlPr) nur mit Zustimmung der iranischen 
Regierung - die ggf mit der Entlassung aus der iranischen Staatsan- 
gehörigkeit erteilt wird - zulässig. Wird die Entlassung aus der irani- 
schen Staatsangehörigkeit verweigert, dann ist eine Ermessensein- 
bürgerung nicht möglich. 

Anspruchseinbürgerungen werden dagegen nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung von Nr. II SchlPr nicht erfasst. Solche Einbürge- 
rungsverfahren iranischer Staatsangehöriger werden ausschließlich 
nach den Kriterien entschieden, die auch für Bewerber aus allen übri- 
gen Herkunftsstaaten gelten. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Staatsangehörig- 
keitsrechts am 1. Januar 2000 haben sich nicht nur für iranische 
Staatsangehörige, sondern für alle Ausländer die Einbürgerungsbedin- 
gungen verbessert. Im Hinblick auf die oben dargestellte Rechtslage 
profitieren iranische Einbürgerungsbewerber, die ihre Entlassung aus 
der iranischen Staatsangehörigkeit nicht erreichen können, besonders 
von den Erleichterungen im Bereich der Anspruchseinbürgerungen 
(§§ 85 ff des Ausländergesetzes). 

Hervorzuheben sind die Verkürzung der für einen Einbürgerungsan- 
spruch erforderlichen Aufenthaltszeit von bislang fünfzehn auf acht 
Jahre und - bezüglich des Aspekts der Vermeidung von Mehrstaatig- 
keit - die Erweiterung des (gesetzlichen) Ausnahmekatalogs für sol- 
che Eälle, in denen die bisherige Staatsangehörigkeit nicht oder nur 
unter besonders schwierigen Bedingungen aufgegeben werden kann. 
Beispielsweise sind Asylberechtigte von Entlassungsbemühungen ge- 
nerell freigestellt. 
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22. Abgeordneter Wie kann ein ausländischer Staatsbürger, der 

Olaf die deutsche Staatsbürgerschaft beantragt hat, 

Scholz nachweisen, dass er einen Antrag auf Entlas- 

(SPD) sung aus seiner bisherigen Staatsangehörigkeit 

formgerecht gestellt hat, wenn ihm die Behör- 
den seines bisherigen Staates weder den Zeit- 
punkt der Antragstellung noch den Inhalt des 
Antrages bescheinigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Maßgeblich sind die besonderen Umstände des jeweiligen Einzelfalles 
und die vom Herkunftsstaat festgelegten Bedingungen für eine Aufga- 
be seiner Staatsangehörigkeit. Die für die Ausführung des Staatsange- 
hörigkeitsrechts zuständigen Eandesbehörden berücksichtigen z. B. 
die Vorlage von Kopien der Antragsunterlagen, von Absende- bzw. 
Zustellungsbelegen oder von Zeugenerklärungen. Hinsichtlich der 
Nachweisführung können auch die Einbürgerungsbehörden behilflich 
sein, beispielsweise indem sie - mit Einverständnis der Antragsteller - 
selbst die Postzustellung versandfertig vorgelegter Entlassungsunterla- 
gen an die maßgebliche Auslandsvertretung veranlassen. 


23. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(E.D.P.) 


Hält die Bundesregierung den prognostizier- 
ten Rückgang der Bevölkerung um eine wei- 
tere Million Menschen in Ostdeutschland bis 
zum Jahr 2020 (siehe Artikel in der „Welt“ 
vom 3. März 2000) für realistisch? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Der zitierte Beitrag in der „Welt“ bezieht sich auf erste Ergebnisse 
der 9. Koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung der Eänder. 
Endgültige Ergebnisse dieser vom Statistischen Bundesamt koordi- 
nierten Bevölkerungsvorausberechnung liegen bundesweit noch nicht 
vor. Es ist jedoch schon heute ein Rückgang der ostdeutschen Bevöl- 
kerung um ca. 1 Million Menschen bis zum Jahr 2020 absehbar, wo- 
bei auch die westdeutsche Bevölkerung zurückgehen wird. 


24. Abgeordneter Welche Konsequenzen hätte dies für Arbeits- 

Jürgen markt, Wohnungsbau, Schulplanung und Steu- 

Türk ereinnahmen? 

(E.D.P.) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Der prognostizierte Rückgang der Bevölkerung hat aller Voraussicht 
nach und mit zeitlicher Verzögerung auch Auswirkungen auf den Ar- 
beitsmarkt. Dabei kann davon ausgegangen werden, dass die Arbeits- 
losigkeit - bei gleichbleibender Nachfrage nach Arbeitskräften - 
sinkt. 

Allerdings kann es vor allem in den ohnehin dünn besiedelten und 
strukturschwachen ländlichen Räumen in Ostdeutschland zu Proble- 
men bei der Auslastung der öffentlichen und privaten Infrastruktur 
kommen. 

Zum Problem des Wohnungsbaues ist darauf hinzuweisen, dass die 
Zahl der Haushalte vorerst in etwa konstant bleibt. Die Zunahme der 
Einpersonen-Haushalte und die zunehmende Zahl an kleineren Haus- 
halten sowie die steigenden Wohnflächenansprüche haben zur Folge, 
dass die Zahl der Wohnungsleerstände begrenzt bleiben wird. Betrof- 
fen von dem Leerstand sind vor allem nicht modernisierte Mietwoh- 
nungen und Wohnungen in Großsiedlungen in Regionen, die durch 
Strukturschwäche geprägt sind. 

Da der Bevölkerungsrückgang viel stärker Folge des Geburtenrück- 
gangs als der Abwanderung ist, werden die Folgen zunächst bei der 
Auslastung der Bildungsinfrastruktur deutlich. Die Schulplanung in 
diesen Regionen findet zunehmend im Spannungsfeld zwischen Aus- 
lastung und Erreichbarkeit der Bildungseinrichtungen statt. Ich muss 
jedoch daraufhinweisen, dass für Fragen der Schulstruktur, -Organisa- 
tion, -Standortplanung und -einzugsbereiche, Klassengrößen und an- 
dere Determinanten einer Strategie wohnortnaher Schulversorgung 
die Länder und Gemeinden zuständig sind. Auswirkungen des demo- 
graphischen Wandels werden gegenwärtig bei der Fortschreibung des 
BLK-Berichts „Beschäftigungsperspektiven der Absolventen des Bil- 
dungswesens“ analysiert. 

Die Entwicklung der Steuereinnahmen hängt nicht unmittelbar von 
der Bevölkerungszahl ab, sondern bei gegebenem Steuerrecht von der 
Höhe und Entwicklung der Steuerbemessungsgrundlagen (Einkom- 
men, Endverbrauch). 


25. Abgeordneter Worin liegen aus Sicht der Bundesregierung 

Jürgen die wichtigsten Ursachen des fortdauernden 

Türk Bevölkerungsrückgangs in den neuen Bundes- 

(F.D.P.) ländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 


Die wichtigste Ursache für den allgemeinen Rückgang der Bevölke- 
rung in beiden Teilen Deutschlands ist das sehr niedrige Geburtenni- 
veau. In den alten Bundesländern bringen nach den derzeitigen Ge- 
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burtenverhältnissen 1 000 Frauen im Durchschnitt etwa 1 400 Kinder 
zur Welt, im Osten sind es etwa 1 100 Kinder. Die Erhaltung des Be- 
völkerungsstandes wäre langfristig jedoch erst bei durchschnittlich 
2 100 Kindern je 1 000 Frauen gesichert. Die in den neuen Bundeslän- 
dern und Berlin-Ost besonders niedrige Geburtenhäufigkeit hatte we- 
nige Jahre nach der Wiedervereinigung mit etwa 770 Kindern im Le- 
ben von 1 000 Frauen ihr Minimum. Sie nähert sich allmählich dem 
Niveau im Westen. In der 9. Koordinierten Bevölkerungsvorausbe- 
rechnung der Länder wird davon ausgegangen, dass in wenigen Jah- 
ren (etwa bis zum Jahre 2005) eine Angleichung der Geburtenhäufig- 
keit stattfindet. 

Demgegenüber sind die Wanderungsverluste bei Binnenwanderungen 
gegenüber dem früheren Bundesgebiet durch die Wanderungs- 
gewinne überwiegend durch Aussiedler - zumindest von 1992 bis 
1997 - überkompensiert worden. Somit ist der Bevölkerungsrück- 
gang in den neuen Bundesländern auf die natürliche Bevölkerungs- 
entwicklung zurückzuführen. 


26. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(F.D.P.) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, um die Prognose nicht Wirk- 
lichkeit werden zu lassen, und beabsichtigt sie, 
grundsätzlich neue Förder-Instrumentarien 
einzusetzen, da die bisherigen offenkundig nur 
unvollkommen greifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 27. März 2000 

Da die Geburtenentwicklung in den neuen Bundesländern auch durch 
die Bedingungen beeinflusst wird, die die Familiengründung und die 
Übernahme von Elternverantwortung erleichtern, hat die Bundesre- 
gierung die wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen für 
Familien erleichtert. 

So wird mit der Novellierung des Erziehungsgeldes und des Erzie- 
hungsurlaubs, die zum 1. Januar 2001 in Kraft treten soll, für junge 
Eltern die gemeinsame Kinderbetreuung und die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf deutlich verbessert. 

Im Rahmen der Weiterentwicklung des Familienleistungsausgleichs 
sind die steuerlichen Freibeträge für Kinder und das Kindergeld ange- 
hoben und damit die wirtschaftlichen Verhältnisse von Familien ge- 
stärkt worden; derzeit wird ein weiterer Ausbau des Familienleis- 
tungsausgleichs vorbereitet. 

Überdies verbessert die Bundesregierung die Rahmenbedingungen in 
den neuen Ländern durch verschiedene Maßnahmen. Beispielhaft ge- 
nannt seien vor allem das Programm „Aufbau Ost“, die Städtebauför- 
derung, die Wohnungsbauförderung, die regionale Wirtschaftsförde- 
rung sowie die Förderung des Ausbaus der kommunalen Infrastruk- 
tur. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


27. Abgeordneter 

Christian 

Lange 

(Backnang) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit 
eines gesetzlichen Verbots des Bankdarlehen- 
vertriebs durch „Drücken“ im Haustürge- 
schäft (Haustürverkaul) entsprechend der Re- 
gelung aller europäischen Länder? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 27. März 2000 

Für den Bereich der Konsumentenkredite besteht in solchen Fällen 
ein Widerrufsrecht nach dem Verbraucherkreditgesetz, was für den 
Verbraucher schütz ausreichend ist, so dass es nach Auffassung der 
Bundesregierung eines Verbots nicht bedarf. Die Bundesregierung 
hat aber festgestellt, dass zumindest in der Vergangenheit ein nicht un- 
beachtlicher Teil von Immobiliarkreditverträgen, für die ein solches 
Widerrufsrecht nicht besteht, unter den in § 1 Abs. 1 des Haustürwi- 
derrufsgesetzes genannten Umständen zustande gekommen ist. Vor- 
fälle in der jüngsten Vergangenheit haben die Bundesregierung auch 
veranlasst zu prüfen, ob in diesen und anderen Fällen vor allem im 
Zusammenhang mit Immobilienanlagen die vorhandenen Vorschrif- 
ten ausreichen oder ob eine Verbesserung des Verbraucherschutzes 
angezeigt ist. Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Konkrete 
Ergebnisse kann ich deshalb nicht mitteüen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass der 
Bundesgerichtshof in einem Vorabentscheidungsersuchen vom 
29. November 1999 (XI ZR 91/99) dem Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg die Frage vorgelegt hat, ob Realkredite von der Haustür- 
widerrufsrichtlinie erfasst werden. Sollte der Europäische Gerichtshof 
diese Frage und d a mit ein Widerrufsrecht bei Realkrediten bejahen, 
die im Haustürgeschäft vertrieben werden, wird zu prüfen sein, wel- 
che gesetzgeberischen Konsequenzen hieraus zu ziehen sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


28. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Wie ist der Nutzungsstand der sich im Bestand 
des Bundesvermögensamtes befindenden ehe- 
maligen britischen Kasernen in Berlin-Span- 
dau, und für welche Objekte gibt es zumindest 
Nutzungsvorstellungen? 
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29. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Für welche Gebäude wurden Möglichkeiten 
einer dauerhaften Nutzung gefunden bzw. wel- 
che Gebäude werden temporär oder gar nicht 
genutzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Karl Diller 

vom 28. März 2000 

Die Blücher-Kaserne (ehemals Montgomery-Barracks) und das Kaser- 
nenareal des ehemaligen Flugplatzes Gatow werden auf Dauer von 
der Bundeswehr genutzt. Auf dem Flughafen selbst werden in Abstim- 
mung mit dem Land Berlin und dem Bezirk Spandau Wohnungen 
und ein Landschaftspark errichtet. 

Die übrigen vier ehemals den britischen Streitkräften überlassenen 
Kasernen werden zur Zeit zwischengenutzt. 

In der Brooke-Wavell-Kaserne ist das Umweltbundesamt bis zu seiner 
Verlagerung nach Dessau untergebracht. Die Schule und die Turnhal- 
le werden vom Land Berlin genutzt. Im Übrigen sind die Gebäude 
größtenteils gewerblich vermietet. 

In der Smuts-Kaserne ist die Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe untergebracht. Etwa die Hälfte des Areals wird von 
der Zollverwaltung genutzt. Die Sporthalle ist dem Deutschen Histori- 
schen Museum überlassen. Ein Teil der Gebäude ist gewerblich ver- 
mietet. 

Die Alexander-Kaserne wird von sechs Bundesdienststellen und Zu- 
wendungsempfängern genutzt. Der Sportplatz und Nebengebäude 
wurden dem Land Berlin mit dem Ziel der Veräußerung überlassen. 
Im Übrigen sind Gebäude und Freiflächen gewerblich vermietet. 

Die Haig-Kaserne liegt weitgehend brach. Zunächst war angedacht, 
dort Wohngebäude zu errichten. Inzwischen besteht mit dem Land 
Berlin Einvernehmen, das Areal an Berlin zu verkaufen, insbesondere 
für Infrastruktureinrichtungen, die im Zuge der Errichtung der Was- 
serstadt Oberhavel benötigt werden. 


30. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


In welcher Höhe führt jeweils die Anhebung 
des Grundfreibetrags, die Senkung des Ein- 
gangsteuersatzes, die Absenkung der Progres- 
sionszone und die Absenkung des Einkom- 
mensteuer-Höchstsatzes (Steuerentlastungsge- 
setz 1999/2000/2002) im Zeitraum 2000 bis 
einschließlich 2009 zu Mindereinnahmen der 
öffentlichen Hand? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. März 2000 

Die gewünschten Angaben für die Jahre bis 2002 sind der nachfolgen- 
den Übersicht zu entnehmen (Quelle: Finanzbericht 2000). Eine Fort- 
schreibung der finanziellen Auswirkungen der Tarifänderungen bis 
zum Jahre 2009 ist wegen fehlender gesamtwirtschaftlicher Prognosen 
für diesen Zeitraum nicht möglich. 


2. Steuerentlastungsgesetz 1999 vom 19. Dezember 1998 

(Steuermehr- (+)/-mindereinnahmen (-) in Mio. DM) 


lfd. 

Nr. 


Steuerart/ 

Gebietskörperschaft 

Entste- 

Rechnungsj ahr» 

Maßnahme 

hungs- 

jahr» 

1999 

2000 

2001 

2002 

1 

Einkommensteuertarif 

Insgesamt 

-1 305 

-1 370 

-1 310 

-1 330 

-1 360 


§ 32a und § 32c EStG 

Lohnsteuer 

-1 200 

-1 270 

-1 400 

-1 410 

-1 420 


Neugestaltung des Einkommen- 

Einkommensteuer 

-40 

-30 

+150 

+140 

+130 


steuertarifs ab 1. Januar 1999 mit 

Solidaritätszuschlag 

-65 

-70 

-60 

-60 

-70 


- Senkung des Eingangssteuersatzes 

Bund 

-592 

-623 

-591 

-599 

-619 


auf 23,9 V. H. 

Lohnsteuer 

-510 

-540 

-595 

-599 

-604 



Einkommensteuer 

-17 

-13 

+64 

+60 

+55 



Solidaritätszuschlag 

-65 

-70 

-60 

-60 

-70 



Länder 

-527 

-553 

-531 

-539 

-549 



Lohnsteuer 

-510 

-540 

-595 

-599 

-604 



Einkommensteuer 

-17 

-13 

+64 

+60 

+55 



Gern. 

-186 

-194 

-188 

-192 

-192 



Lohnsteuer 

-180 

-190 

-210 

-212 

-212 



Einkommensteuer 

-6 

-4 

+22 

+20 

+20 

2 

Erhöhung des Kindergeldes für erste 

Insgesamt 

-5 800 

-5 800 

-5 800 

-5 800 

-5 800 


und zweite Kinder von 220 DM auf 

Bund 

-2 465 

-2 465 

-2 465 

-2 465 

-2 465 


250 DM 

Länder 

-2 465 

-2 465 

-2 465 

-2 465 

-2 465 



Gern. 

-870 

-870 

-870 

-870 

-870 

3 

Übertragung der Kindergeldauszah- 

Insgesamt 

- 

-600 

- 

- 

- 


lung von den Arbeitgebern auf die 

Bund 

- 

-255 

- 

- 

- 


Familienkassen 

Länder 

- 

-255 

- 

- 

- 



Gern. 

- 

-90 

- 

- 

- 

4 

Investitionszulagengesetz (InvZulG) 
Einschränkung des InvZulG 1996 
aufgrund von EU-Beihilferecht 

Investitionszulage 

• 

• 

• 

• 

• 

5 

Fördergebietsgesetz 

Einkommensteuer/ 

• 

• 

• 

• 

• 


Einschränkung des Fördergebietsge- 

Körperschaftsteuer/ 







setzes aufgrund von EU-Beihilfe- 

Gewerbesteuer 







recht 


6 Summe der Maßnahmen des 

Insgesamt 

-7105 

-7 770 

-7 110 

-7 130 

-7160 

Steuerentlastungsgesetzes 1999 

Bund 

-3 057 

-3 343 

-3 056 

-3 064 

-3 084 


Länder 

-2 992 

-3 273 

-2 996 

-3 004 

-3 014 


Gern. 

-1 056 

-1 154 

-1 058 

-1 062 

-1 062 


Auswirkung im Veranlagungszeitraum 1999 bzw. Wirkung für volle 12 Monate 
kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen 
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lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuerart/ 

Gebietskörperschaft 

Entste- 

hungs- 

jahr') 

Rechnungsj ahr^) 

1999 

2000 

2001 

2002 

2. Stufe 2000 







4 

Einkommensteuertarif 

Insgesamt 

-13 570 

- 

-13 550 

-13 690 

-14 310 

§ 32a und § 32c EStG 

Lohnsteuer 

-9 680 

- 

-10 270 

-12 250 

-12 450 

Neugestaltung des Einkommen- 

Einkommensteuer 

-3 210 

- 

-2 570 

-700 

-1 130 

steuertarifs ab 1. Januar 2000 mit 

Solidaritätszuschlag 

-680 

- 

-710 

-740 

-730 

- Anhebung des Grundfreibetrags 

Bund 

-6158 


-6167 

-6 244 

-6 501 

auf rund 13 500 DM/27 000 DM: 

Lohnsteuer 

-4 114 

_ 

-4 365 

-5 206 

-5 291 

Senkung des Eingangssteuersatzes 

Einkommensteuer 

-1 364 

_ 

-1 092 

-298 

-480 

auf 22,9 V. H. 

Solidaritätszuschlag 

-680 

_ 

-710 

-740 

-730 

- Absenkung des Höchststeuer- 







satzes auf 51 V. H. 

Länder 

-5 478 

- 

-5 457 

-5 504 

-5 771 

- Absenkung des Höchststeuer- 

Lohnsteuer 

-4 114 

- 

-4 365 

-5 206 

-5 291 

satzes für gewerbliche Einkünfte 

Einkommensteuer 

-1 364 

- 

-1 092 

-298 

-480 

auf 43 V. H. 

Gern. 

-1934 

- 

-1 926 

-1 942 

-2 038 


Lohnsteuer 

-1 452 

- 

-1 540 

-1 838 

-1 868 


Einkommensteuer 

-482 

- 

-386 

-104 

-170 

5 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-3 825 

- 

^060 

-3 870 

-3 900 

die Anhebung des Grundfreibetrags 

Lohnsteuer 

-3 590 

- 

-3 810 

-4 240 

-4 240 


Einkommensteuer 

-50 

- 

-40 

+570 

+540 


Solidaritätszuschlag 

-185 

- 

-210 

-200 

-200 


Bund 

-1 732 

- 

-1 846 

-1 760 

-1 772 


Lohnsteuer 

-1 526 

- 

-1 619 

-1 802 

-1 802 


Einkommensteuer 

-21 

- 

-17 

+242 

+230 


Solidaritätszuschlag 

-185 

- 

-210 

-200 

-200 


Länder 

-1 547 

- 

-1 636 

-1 560 

-1 572 


Lohnsteuer 

-1 526 

- 

-1 619 

-1 802 

-1 802 


Einkommensteuer 

-21 

- 

-17 

+242 

+230 


Gern. 

-546 

- 

-578 

-550 

-556 


Lohnsteuer 

-538 

- 

-572 

-636 

-636 


Einkommensteuer 

-8 

- 

-6 

+86 

+80 

6 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-570 

- 

-620 

-570 

-600 

die Senkung des Eingangssteuersat- 

Lohnsteuer 

-600 

- 

-640 

-590 

-690 

zes auf 22,9 V. H. 

Einkommensteuer 

+60 

- 

+50 

+60 

+120 


Solidaritätszuschlag 

-30 

- 

-30 

-40 

-30 


Bund 

-259 

- 

-281 

-265 

-272 


Lohnsteuer 

-255 

- 

-272 

-251 

-293 


Einkommensteuer 

+26 

- 

+21 

+26 

+51 


Solidaritätszuschlag 

-30 

- 

-30 

-40 

-30 


Länder 

-229 

- 

-251 

-225 

-242 


Lohnsteuer 

-255 

- 

-272 

-251 

-293 


Einkommensteuer 

+26 

- 

+21 

+26 

+51 


Gern. 

-82 

- 

-88 

-80 

-86 


Lohnsteuer 

-90 

- 

-96 

-88 

-104 


Einkommensteuer 

+8 

- 

+8 

+8 

+18 


** Auswirkung im Veranlagungszeitraum 1999 bzw. Wirkung für volle 12 Monate 
kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen 
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lfd. 

Nr. 


Steuerart/ 

Gebietskörperschaft 

Entste- 

Rechnungsj ahr» 

Maßnahme 

hungs- 

jahr» 

1999 

2000 

2001 

2002 

7 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-6115 

- 

-6 280 

-6 280 

-6 420 

die Absenkung der Progressionszone 

Lohnsteuer 

-4 990 

- 

-5 290 

-6 630 

-6 820 


Einkommensteuer 

-820 

- 

-660 

+680 

+730 


Solidaritätszuschlag 

-305 

- 

-330 

-330 

-330 


Bund 

-2 775 

- 

-2 859 

-2 859 

-2 919 


Lohnsteuer 

-2 121 

- 

-2 248 

-2 818 

-2 899 


Einkommensteuer 

-349 

- 

-281 

+289 

+310 


Solidaritätszuschlag 

-305 

- 

-330 

-330 

-330 


Länder 

-2 470 

- 

-2 529 

-2 529 

-2 589 


Lohnsteuer 

-2 121 

- 

-2 248 

-2 818 

-2 899 


Einkommensteuer 

-349 

- 

-281 

+289 

+310 


Gern. 

-870 

- 

-892 

-892 

-912 


Lohnsteuer 

-748 

- 

-794 

-994 

-1 022 


Einkommensteuer 

-122 

- 

-98 

+102 

+110 

8 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-1 690 

- 

-1 490 

-1 630 

-1 840 

die Absenkung des ESt-Höchst- 

Lohnsteuer 

-500 

- 

-530 

-790 

-700 

steuersatzes 

Einkommensteuer 

-1 100 

- 

-880 

-740 

-1 050 


Solidaritätszuschlag 

-90 

- 

-80 

-100 

-90 


Bund 

-771 

- 

-679 

-751 

-834 


Lohnsteuer 

-213 

- 

-225 

-336 

-298 


Einkommensteuer 

-468 

- 

-374 

-315 

-446 


Solidaritätszuschlag 

-90 

- 

-80 

-100 

-90 


Länder 

-681 

- 

-599 

-651 

-744 


Lohnsteuer 

-213 

- 

-225 

-336 

-298 


Einkommensteuer 

-468 

- 

-374 

-315 

-446 


Gern. 

-238 

- 

-212 

-228 

-262 


Lohnsteuer 

-74 

- 

-80 

-118 

-104 


Einkommensteuer 

-164 

- 

-132 

-110 

-158 

9 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-1 370 

- 

-1 100 

-1 340 

-1 550 

die Absenkung des Höchstsatzes für 

Lohnsteuer 

- 

- 

- 

- 

- 

gewerbliche Einkünfte 

Einkommensteuer 

-1 300 

- 

-1 040 

-1 270 

-1 470 


Solidaritätszuschlag 

-70 

- 

-60 

-70 

-80 


Bund 

-623 

- 

-502 

-610 

-705 


Lohnsteuer 

- 

- 

- 

- 

- 


Einkommensteuer 

-553 

- 

-442 

-540 

-625 


Solidaritätszuschlag 

-70 

- 

-60 

-70 

-80 


Länder 

-553 

- 

-442 

-540 

-625 


Lohnsteuer 

- 

- 

- 

- 

- 


Einkommensteuer 

-553 

- 

-442 

-540 

-625 


Gern. 

-194 

- 

-156 

-190 

-220 


Lohnsteuer 

- 

- 

- 

- 

- 


Einkommensteuer 

-194 

- 

-156 

-190 

-220 

10 

Summe der Maßnahmen der 

Insgesamt 

-13 570 

- 

-13 550 

-13 690 

-14 310 

Stufe 2000 

Bund 

-6158 

- 

-6167 

-6 244 

-6 501 


Länder 

-5 478 

- 

-5 457 

-5 504 

-5 771 


Gern. 

-1 934 

- 

-1 926 

-1 942 

-2 038 


Auswirkung im Veranlagungszeitraum 1999 bzw. Wirkung für volle 12 Monate 
kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen 
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lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuerart/ 

Gebietskörperschaft 

Entste- 

hungs- 

jahr» 

Rechnungsj ahr» 

1999 

2000 

2001 

2002 

3. Stufe 2002 







11 

Einkommensteuertarif 

Insgesamt 

-27 040 

- 

— 

— 

-28 150 

§ 32a und § 32c EStG 

Lohnsteuer 

-23 600 

- 

- 

- 

-25 020 

Neugestaltung des Einkommen- 

Einkommensteuer 

-2 100 

- 

- 

- 

-1 680 

steuertarifs ab 1. Januar 2002 mit 

Solidaritätszuschlag 

-1 340 

- 

- 

- 

-1 450 

- Anhebung des Grundfreibetrags 

Bund 

-12 263 




-12 798 

auf rund 14 000 DM/28 000 DM: 

Lohnsteuer 

-10 030 

_ 

_ 


-10 634 

Abenkung des Eingangssteuer- 

Einkommensteuer 

-893 

_ 

_ 

_ 

-714 

satzes auf 19,9 V. EI. 

Solidaritätszuschlag 

-1 340 

_ 

_ 

_ 

-1 450 

- Absenkung des Elöchststeuer- 







satzes auf 48,5 v. EI. 

Länder 

-10 923 

- 

- 

- 

-11 348 


Lohnsteuer 

-10 030 

- 

- 

- 

-10 634 


Einkommensteuer 

-893 

- 

- 

- 

-714 


Gern. 

-3 854 

- 

— 

- 

-4 004 


Lohnsteuer 

-3 540 

- 

- 

- 

-3 752 


Einkommensteuer 

-314 

- 

- 

- 

-252 

12 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-4 950 

- 

- 

- 

-5 220 

die Anhebung des Grundfreibetrtags 

Lohnsteuer 

-4 600 

- 

- 

- 

-4 880 


Einkommensteuer 

-100 

- 

- 

- 

-80 


Solidaritätszuschlag 

-250 

- 

- 

- 

-260 


Bund 

-2 248 

- 

- 

- 

-2 368 


Lohnsteuer 

-1 955 

- 

- 

- 

-2 074 


Einkommensteuer 

-43 

- 

- 

- 

-34 


Solidaritätszuschlag 

-250 

- 

- 

- 

-260 


Länder 

-1 998 

- 

- 

- 

-2108 


Lohnsteuer 

-1 955 

- 

- 

- 

-2 074 


Einkommensteuer 

-43 

- 

- 

- 

-34 


Gern. 

-704 

- 

— 

- 

-744 


Lohnsteuer 

-690 

- 

- 

- 

-732 


Einkommensteuer 

-14 

- 

- 

- 

-12 

13 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-1 790 

- 

- 

- 

-1 860 

die Senkung des Eingagssteuersatzes 

Lohnsteuer 

-1 600 

- 

- 

- 

-1 690 

auf 19,9 V. H. 

Einkommensteuer 

-100 

- 

- 

- 

-80 


Solidaritätszuschlag 

-90 

- 

- 

- 

-90 


Bund 

-813 

- 

- 

- 

-842 


Lohnsteuer 

-680 

- 

- 

- 

-718 


Einkommensteuer 

-43 

- 

- 

- 

-34 


Solidaritätszuschlag 

-90 

- 

- 

- 

-90 


Länder 

-723 

- 

- 

- 

-752 


Lohnsteuer 

-680 

- 

- 

- 

-718 


Einkommensteuer 

-43 

- 

- 

- 

-34 


Gern. 

-254 

- 

— 

— 

-266 


Lohnsteuer 

-240 

- 

- 

- 

-254 


Einkommensteuer 

-14 

- 

- 

- 

-12 


Auswirkung im Veranlagungszeitraum 1999 bzw. Wirkung für volle 12 Monate 
kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen 
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lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuerart/ 

Gebietskörperschaft 

Entste- 

hungs- 

jahr» 

Rechnungsj ahr» 

1999 

2000 

2001 

2002 

14 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-17 870 

- 

- 

- 

-18 900 

die Absenkung der Progressionszone 

Lohnsteuer 

-16 600 

- 

- 

- 

-17 600 


Einkommensteuer 

-400 

- 

- 

- 

-320 


Solidaritätszuschlag 

-870 

- 

- 

- 

-980 


Bund 

-8 095 

- 

- 

- 

-8 596 


Lohnsteuer 

-7 055 

- 

- 

- 

-7 480 


Einkommensteuer 

-170 

- 

- 

- 

-136 


Solidaritätszuschlag 

-870 

- 

- 

- 

-980 


Länder 

-7 225 

- 

- 

- 

-7 616 


Lohnsteuer 

-7 055 

- 

- 

- 

-7 480 


Einkommensteuer 

-170 

- 

- 

- 

-136 


Gern. 

-2 550 

- 

- 

— 

-2 688 


Lohnsteuer 

-2 490 

- 

- 

- 

-2 640 


Einkommensteuer 

-60 

- 

- 

- 

-48 

15 

davon entfällt auf 

Insgesamt 

-2 430 

- 

- 

- 

-2170 

die Absenkung des ESt-Höchst- 

Lohnsteuer 

-800 

- 

- 

- 

-850 

steuersatzes 

Einkommensteuer 

-1 500 

- 

- 

- 

-1 200 


Solidaritätszuschlag 

-130 

- 

- 

- 

-120 


Bund 

-1 108 

- 

- 

- 

-991 


Lohnsteuer 

-340 

- 

- 

- 

-361 


Einkommensteuer 

-638 

- 

- 

- 

-510 


Solidaritätszuschlag 

-130 

- 

- 

- 

-120 


Länder 

-978 

- 

- 

- 

-871 


Lohnsteuer 

-340 

- 

- 

- 

-361 


Einkommensteuer 

-638 

- 

- 

- 

-510 


Gern. 

-344 

- 

— 

- 

-308 


Lohnsteuer 

-120 

- 

- 

- 

-128 


Einkommensteuer 

-224 

- 

- 

- 

-180 

16 

Summe der Maßnahmen der 

Insgesamt 

-27 040 

- 

- 

- 

-28 150 

Stufe 2002 

Bund 

-12 263 

- 

- 

- 

-12 798 


Länder 

-10 923 

- 

- 

- 

-11 348 


Gern. 

-3 854 

- 

- 

- 

-4 004 

17 

Summe der Maßnahmen zur 

Insgesamt 

-45 581 

-2 295 

-17 538 

-18 885 

-47 845 

Entlastung 1999-2002 

Bund 

-20 952 

-1 142 

-8187 

-8 864 

-22 018 


Länder 

-18 671 

-1 021 

-7 267 

-7 879 

-19 563 


Gern. 

-5 958 

-132 

-2 084 

-2142 

-6 264 


** Auswirkung im Veranlagungszeitraum 1999 bzw. Wirkung für volle 12 Monate 
kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen 


31. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


Welche Entlastung entfällt im Jahr 2000 auf- 
grund der Anhebung des Grundfreibetrags, 
der Senkung des Eingangsteuersatzes, der Ab- 
senkung der Progressionszone und der Absen- 
kung des Einkommensteuer-Höchstsatzes 
(Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002) je- 
weils auf die „Großunternehmen“ und den 
„Mittelstand“ (Abgrenzung von „Mittelstand“ 
und „Großunternehmen“ bitte entsprechend 
Informationsmaterial des Bundesministeriums 
der Einanzen, Referat Presse und Information 
vom 21. Dezember 1999 vornehmen)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. März 2000 

Die vom Bundesministerium der Finanzen veröffentlichte sozioöko- 
nomische Aufteilung der im Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 
und in den beiden so genannten Vorläufergesetzen geregelte Maßnah- 
men beziehen sich auf die Auswirkungen im Entstehungsjahr, d. h. es 
ist grundsätzlich die Auswirkung der beschlossenen Maßnahmen für 
einen Zeitraum von vollen 1 2 Monaten nach deren Inkrafttreten dar- 
gestellt. Die Aufteilung beruht auf Schätzungen. Spezielle Statistiken 
stehen nicht zur Verfügung. Deshalb wird auch von einer Veröffentli- 
chung weiter differenzierender Angaben, etwa für die Auswirkungen 
in einzelnen Rechnungsjahren, abgesehen. 


32. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit darauf hinzu- 
wirken, dass das offensichtlich zu großen Tei- 
len aus deutschen Zahlungen stammende Mil- 
liardenvermögen der Conference on Jewish 
material Claims against Germany bei der Ent- 
schädigung von Opfern nationalsozialistischen 
Unrechts mit eingesetzt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. März 2000 

Aufgabe der Conference on Jewish Material Claims against Germany 
(JCC) ist die Unterstützung und Stärkung von Organisationen und 
Einrichtungen, die bedürftige Überlebende des Holocaust beherber- 
gen und betreuen. 

Was den Fonds der JCC zur Unterstützung Notleidender, bisher 
nicht entschädigter jüdischer NS-Verfolgter in Osteuropa angeht, wer- 
den hieraus ausschließlich berechtigte Einzelpersonen unterstützt; zu 
diesem Fonds leistet die Bundesrepublik Deutschland einen Beitrag 
von insgesamt 200 Mio. DM verteilt auf vier Jahre seit 1999. 

Ferner unterstützt und stärkt die JCC die Forschung, die Dokumenta- 
tion und Aufarbeitung des Holocaust in der Erziehungsarbeit. 

Die finanziellen Mittel der JCC kommen somit unmittelbar oder mit- 
telbar Opfern nationalsozialistischen Unrechts zugute. Über die Höhe 
ihres Vermögens liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 


33. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass ein 
israelischer Abgeordneter in der vergangenen 
Woche einen Beschlussentwurf in die Knesset 
eingebracht hat, in dem dieser in scharfer 
Form Kritik daran übt, dass die Conference 
on Jewish material Claims against Germany 
ihr Vermögen, das in Wirklichkeit Privatperso- 
nen zusteht, nicht hinreichend dafür einsetze. 
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diesen als Entschädigung für erlittenes Un- 
recht auszuzahlen (Zvi Lavi, in: Globes vom 
24. Februar 2000), und welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung daraus im Hinblick 
auf die derzeit laufenden Verhandlungen über 
Entschädigungszahlungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. März 2000 

Der Bundesregierung ist durch Presseberichte bekannt geworden, 
dass das Mitglied der Knesset, Michael Kleiner, am 23. Februar 2000 
eine Einmischung der israelischen Regierung in die Arbeit der JCC 
verlangt hat. Nach den gleichen Presseberichten hat allerdings der is- 
raelische Minister für Belange der Diaspora, Michael Melchior, die 
Forderung abgelehnt, einen ständigen Vertreter Israels in die JCC zu 
berufen. Auch wurde von dem Minister der Eindruck zurückgewie- 
sen, dass sich die an der JCC beteiligten jüdischen Organisationen 
selbst bereichern würden. 

In Fällen, in denen jüdische Geschädigte des NS-Regimes oder deren 
natürliche Erben die Antragsfrist nach dem Vermögensgesetz ver- 
säumt haben, ist die JCC an deren Stelle getreten. Sie lässt den durch 
die Fristversäumnis Ausgeschlossenen aufgrund individueller Verein- 
barung bestimmte Anteile an den Veräußerungserlösen der restituier- 
ten Objekte oder aus den Entschädigungen zukommen. 

Die Bundesregierung hat keine Veranlassung, im Hinblick auf die der- 
zeit laufenden Verhandlungen über Entschädigungszahlungen für 
Zwangsarbeiter irgendwelche Folgerungen in Bezug auf die JCC zu 
ziehen. 


34. Abgeordneter Wie viel Mio. DM pro Kopf zahlten oder er- 

Joachim hielten die einzelnen Eänder 1999 aus dem 

Poß Eänderfinanzausgleich? 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. März 2000 

Die nachgefragten Zahlen zum Eänderfinanzausgleich für das Jahr 
1999 sind in der folgenden Tabelle aufgeführt. Es liegt die vorläufige 
Jahresabrechnung zu Grunde. 
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Länderfinanzausgleich 1999 
Beiträge (-) und Zuweisungen (+) in DM je Einwohner 


Nordrhein-Westfalen 

-143 

Bayern 

-263 

Baden-Württemberg 

-328 

Hessen 

-785 

Hamburg 

-391 

Niedersachsen 

+132 

Rheinland-Pfalz 

+94 

Schleswig-Holstein 

+63 

Saarland 

+275 

Bremen 

+999 

Sachsen 

+480 

Sachsen-Anhalt 

+488 

Thüringen 

+496 

Brandenburg 

+443 

Mecklenburg-Vorpommern 

+513 

Berlin 

+1 567 


35. Abgeordneter 

Dr. Mathias 
Schubert 

(SPD) 


Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung in den einzelnen Ländern die Anteile 
der tatsächlichen Länder- und Gemeindesteu- 
ereinnahmen an den jeweiligen Gesamteinnah- 
men? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. März 2000 

Die Anteile der Länder- und Gemeindesteuereinnahmen an den jewei- 
ligen Gesamteinnahmen sind in den nachfolgenden Tabellen darge- 
stellt: 

I. Anteil der Steuereinnahmen der Länder an den Gesamteinnahmen 1998 (in Mio. DM) 



Baden- 

Württ. 

Bayern 

Branden- 

burg 

Hessen 

Mecklbg.- 

Vorp. 

Nieder- 

sachsen 

Nordrh.- 

Westf. 

Rheinld.- 

Pfalz 

Bereinigte Einnahmen 

55 435,9 

59 698,9 

17 482,9 

31 551,8 

13 022,4 

37 272,9 

81 720,0 

19 495,8 

Steuereinnahmen 

41 354,8 

47 359,0 

8 527,8 

25 600,6 

6 016,0 

26 670,5 

68 601,8 

13 360,5 

Anteil 

74,6 % 

79,3 % 

48,8 % 

81,1% 

46,2 % 

71,6% 

83,9% 

68,5 % 

davon: 









- Landessteuern 

5 249,3 

6 299,9 

910,9 

2 889,6 

564,5 

3 353,1 

8 535,0 

1 540,8 

Anteil 

9,5 % 

10,6% 

5,2% 

9,2 % 

4,3 % 

9,0 % 

10,4% 

7,9% 

- Gemeindesteuern der Stadtstaaten 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Anteil 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 
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Saarland 

Sachsen 

Sachsen- 

Anhalt 

Schleswig- 

Holstein 

Thüringen 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Bereinigte Einnahmen 

6 707,7 

29 926,8 

18 448,0 

13 316,9 

17 177,7 

36 352,2 

8 178,9 

17 062,6 

Steuereinnahmen 

3 550,1 

15 039,6 

9 209,6 

10 118,0 

8 263,6 

15 837,8 

3 443,1 

13 066,5 

Anteil 

52,9 % 

50,3 % 

49,9% 

76,0 % 

48,1% 

43,6% 

42,1% 

76,6% 

davon: 









- Landessteuern 

426,9 

1 616,5 

770,6 

1 496,8 

725,0 

1 555,8 

208,8 

1 206,5 

Anteil 

6,4% 

5,4% 

4,2% 

11,2% 

4,2 % 

4,3 % 

2,6% 

7,1% 

- Gemeindesteuern der Stadtstaaten 

- 

- 

- 

- 

- 

4 382,4 

1 163,8 

4 228,5 

Anteil 

- 

- 

- 

- 

- 

12,1 % 

14,2% 

24,8 % 


II. Anteil der Steuereinnahmen der Gemeinden an den Gesamteinnahmen 1998 (in Mio. DM) 



Baden- 

Württ. 

Bayern 

Branden- 

burg 

Hessen 

Mecklbg.- 

Vorp. 

Nieder- 

sachsen 

Nordrh.- 

Westf. 

Rheinld.- 

Pfalz 

Bereinigte Einnahmen 

39 123,8 

44 152,7 

10 096,0 

23 911,0 

6 944,6 

26 884,7 

72 036,4 

12 075,6 

Steuereinnahmen insgesamt 

15 034,6 

17 156,1 

1 499,8 

9 930,8 

958,6 

9 280,4 

26 668,6 

4 693,1 

Anteil 

38,4% 

38,9% 

14,9% 

41,5% 

13,8% 

34,5 % 

37,0% 

38,9% 

davon: 









- Gemeindesteuern 

9 700,3 

10 966,6 

920,9 

6 750,0 

590,8 

6 196,6 

17 203,4 

3 123,2 

Anteil 

24,8 % 

24,8 % 

9,1% 

28,2 % 

8,5 % 

23,0% 

23,9% 

25,9% 



Saarland 

Sachsen 

Sachsen- 

Anhalt 

Schleswig- 

Holstein 

Thüringen 

Bereinigte Einnahmen 

2 992,7 

15 809,1 

10 373,6 

9 744,0 

8 104,4 

Steuereinnahmen insgesamt 

1 080,9 

2 656,0 

1 414,2 

3 315,1 

1 221,8 

Anteil 

36,1 % 

16,8% 

13,6% 

34,0 % 

15,1% 

davon: 






- Gemeindessteuern 

674.6 

1 721,5 

925,5 

2 064,7 

764,4 

Anteil 

22,5 % 

10,9% 

8,9% 

21,2% 

9,4% 


Basis sind die Kassenzahlen von 1998, da für 1999 noch keine Daten 
in entsprechender Aufgliederung vorliegen. 


36. Abgeordneter 

Arnold 

Vaatz 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, wie viele 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaften (EU 
und EG), aufgeteilt nach Politikbereichen, be- 
stehen, die eine Berichtspflicht der EU-Mit- 
gliedstaaten nach sich ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 23. März 2000 

Die als Anlage beigefügten Tableaus*) geben eine Übersicht über die 
Rechtsvorschriften innerhalb der Politikbereiche, die eine Berichts- 
pflicht nach sich ziehen. Danach ergeben sich 824 Rechtsvorschriften, 
die eine Berichtspflicht enthalten. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 






Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 14/3083 


Im Umweltbereich spiegelt das entsprechende Tableau den Stand 
Sommer 1998 wider. Die Europäische Umweltagentur in Kopenha- 
gen arbeitet derzeit an einer umfassenden Bestandsaufnahme der um- 
weltbezogenen Berichtspflichten der Mitgliedstaaten an die Kommis- 
sion und internationale Organisationen und wird Vorschläge zur Ver- 
einfachung und Harmonisierung der Berichtspflichten vorlegen. 


37. Abgeordneter 

Arnold 

Vaatz 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bezüglich der 
Berichtspflichten der Mitgliedstaaten Aus- 
künfte geben zur Rechtsgrundlage der Ge- 
meinschaftsvorschrift, zur Häufigkeit der Be- 
richtspfiichten (jährlich, monatlich etc.) sowie 
zu den Zuständigkeiten in Deutschland bei der 
Erstellung der jeweüigen Berichte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 23. März 2000 

Die Tableaus enthalten die von Ihnen erbetenen Angaben zu Rechts- 
grundlage, Häufigkeit der Berichtspfiichten sowie den Zuständigkei- 
ten in Deutschland. 


38. Abgeordneter 

Arnold 

Vaatz 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung in Brüssel Einfluss darauf zu nehmen, die 
Berichtspfiichten der EU-Mitgliedstaaten auf 
das erforderliche Maß zurückzudrängen und 
notfalls bestehende Verpflichtungen aufzuhe- 
ben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 23. März 2000 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Beratungsprozesse in den 
EU-Gremien über Vorhaben der Europäischen Union auch künftig 
dafür eintreten, dass keine unnötigen Berichtspfiichten der Mitglied- 
staaten in Rechtsvorschriften aufgenommen werden. Die Bundesre- 
gierung setzt sich für eine weitgehende Vereinfachung und Harmoni- 
sierung der Berichtspfiichten ein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


39. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in die frü- 
her übliche Drittelfmanzierung (Bund, Rän- 
der, Ausbildungsbetriebe) der überbetrieb- 
lichen Unterweisungsmaßnahmen im Rahmen 
der Ausbüdungskosten wieder einzusteigen 



Drucksache 14/3083 


-28- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


und so zu einer Entlastung der Ausbildungsbe- 
triebe beizutragen, womit eine Steigerung des 
Ausbildungsplatzangebots der Betriebe er- 
reicht werden könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 21. März 2000 

Die Zuschüsse von Bund und Ländern sollen die Lehrgangsgebühren 
in den Betrieben verbilligen und jeweils bis zu einem Drittel der Kos- 
ten betragen. 

Diese Bundesregierung hat die Zuschüsse für die überbetriebliche 
Lehrlingsunterweisung im Handwerk deutlich angehoben. Mit dem 
Anstieg von 72 Mio. DM in 1998 auf 80,5 Mio. DM in 1999 zeigt die 
Bundesregierung, dass sie der Ausbildungsförderung trotz knapper 
Haushaltsmittel auch für die Zukunft eine vorrangige politische Be- 
deutung beimisst. Sie wird ihre Aktivitäten fortsetzen, um die hohe 
Ausbildungsbereitschaft des Handwerks nicht nur zu erhalten, son- 
dern nach Möglichkeit noch weiter zu steigern. 

Lür das Jahr 2000 ist im Haushalt ein Ansatz von 90 Mio. DM vorge- 
sehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


In welcher Lorm wurde im Bündnis für Ar- 
beit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 
der Bereich „Bäuerliche Landwirtschaft“ in 
der Vergangenheit thematisiert, und wann ist 
mit der Veröffentlichung von konkreten Er- 
gebnissen zu diesem Themenkomplex zu rech- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 22. März 2000 

Der Koalitionsvertrag vom 20. Oktober 1998 definiert als wichtigstes 
Ziel der Wirtschafts- und Linanzpolitik den Abbau der Arbeitslosig- 
keit. Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hat die Bundesregierung 
im Rahmen des von ihr initiierten „Bündnisses für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit“ alle gesellschaftlichen Kräfte mobilisiert. 
Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass auch der ländliche Raum und 
die Landwirtschaft in das „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wett- 
bewerbsfähigkeit“ mit einzubeziehen sind. 
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Die Berücksichtigung der speziellen Interessen Land- und Forstwirt- 
schaft und des ländlichen Raums soll durch die vom Bundesministeri- 
um für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten geführte „Arbeits- 
marktpolitische Initiative für die Land- und Forstwirtschaft und den 
ländlichen Raum“ sichergestellt werden. Im Rahmen eines sektor- 
übergreifenden integrierten Ansatzes sollen Möglichkeiten für Be- 
schäftigungsalternativen im ländlichen Raum aufgezeigt werden. In 
Arbeitsgruppen werden derzeit unter Beteiligung der Tarifvertrags- 
partner, des Berufsstandes und einer Vielzahl weiterer im ländlichen 
Raum aktiver Verbände und Institutionen konkrete Ansätze zu mehr 
Beschäftigung im ländlichen Raum erarbeitet. Die Ergebnisse sollen 
nach Abschluss der Bewertung einzelner Maßnahmen in das „Bünd- 
nis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ einbezogen 
und später veröffentlicht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


41. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung, dass Rent- 
nerinnen und Rentner, die freiwülig kranken- 
versichert sind und einer geringfügigen Be- 
schäftigung nachgehen, finanziell höher belas- 
tet werden als Arbeitnehmer, die einer gering- 
fügigen Beschäftigung nachgehen, gleichzeitig 
aber keine zusätzlichen Rentenansprüche er- 
werben können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 30. März 2000 

Mit der Neuregelung der geringfügigen Beschäftigung zahlt ein Ar- 
beitgeber aus arbeitsmarktpolitischen Gründen auch für geringfügig 
beschäftigte Altersrentner grundsätzlich Pauschalbeiträge zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung und Krankenversicherung. Damit sollen 
Wettbewerbsvorteile ausgeschlossen werden. Zusätzliche Leistungsan- 
sprüche werden aus der pauschalen Beitragszahlung in diesen Fällen 
nicht erworben. Der Erwerb zusätzlicher Rentenansprüche ist auch 
deshalb ausgeschlossen, weü die Erwerbsbiographie mit dem Bezug 
einer Vollrente wegen Alters abgeschlossen ist. Nach der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts ist die seit langem übliche Erhe- 
bung des Arbeitgeberanteils für versicherungspflichtig beschäftigte 
Rentner verfassungskonform, obwohl dieser Arbeitgeberanteil für 
den Rentner keine leistungsrechtlichen Auswirkungen hat. 

Der geringfügig beschäftigte Altersrentner zahlt für das erzielte Ar- 
beitsentgelt grundsätzlich keine Beiträge. Eine Ausnahme besteht in 
den Fällen, in denen eine freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung vorliegt. Nach § 240 Abs. 1 SGB V ist die Bei- 
tragsbemessung freiwilliger Mitglieder durch die Satzung der jeweili- 
gen Krankenkasse zu regeln. Dabei ist sicherzustellen, dass die Bei- 
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tragsbelastung die gesamte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des frei- 
willigen Mitglieds berücksichtigt. Dazu gehört neben der Altersrente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung auch das Arbeitsentgelt aus 
der geringfügigen Beschäftigung. An dieser schon bisher geltenden 
beitragsrechtlichen Behandlung der freiwillig krankenversicherten 
Mitglieder ist durch das Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse keine Änderung eingetreten. 


42. Abgeordneter 

Dr. Heinrich L. 
Kolb 

(F.D.P.) 


Wie bewertet der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung die Tatsache, dass seine 
Weisung, wonach § 8 Anwerbestoppausnah- 
meverordnung (ASAV) nicht unmittelbar auf 
abgelehnte Asylbewerber und Bürgerkriegs- 
flüchtlinge angewendet werden darf, zur Aus- 
weisung von in den Betrieben beschäftigten 
und dringend benötigten Fachkräften führt, 
und damit den Verlust von vorhandenen Ar- 
beitsplätzen provoziert, obwohl die gesetzli- 
chen Voraussetzungen der ASAV vorliegen, 
da die kleinen und mittleren Betriebe keinen 
Ersatz auf dem deutschen und europäischen 
Arbeitsmarkt linden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 29. März 2000 

Die Anwerbestoppausnahmeverordnung (ASAV) findet nur Anwen- 
dung auf Fälle, in denen Ausländer ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Ausland haben und eine Beschäftigung in 
Deutschland aufnehmen wollen (§ 1 ASAV i. V. m. § 285 Abs. 3 Drit- 
tes Buch Sozialgesetzbuch - SGB III). In den in der Frage angespro- 
chenen Fällen der Weiterbeschäftigung bereits in deutschen Betrieben 
beschäftigter abgelehnter Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge 
ist dagegen, solange sich der Ausländer weiter hier aufhalten darf (§ 5 
Arbeitsgenehmigungsverordnung), über die Erteilung der Arbeitser- 
laubnisse nach § 285 Abs. 1 SGB III zu entscheiden. Danach kann 
die Arbeitserlaubnis zur Fortsetzung einer Beschäftigung erteilt wer- 
den, wenn dafür keine geeigneten bevorrechtigten deutschen Arbeit- 
suchenden oder gleichgestellte Ausländer zur Verfügung stehen. So- 
weit jedoch keine Duldungsgründe bestehen, sind abgelehnte Asylbe- 
werber und Bürgerkriegsflüchtlinge ohne Aufenthaltsgenehmigung 
zur Ausreise verpflichtet. Um zu verhindern, dass die Beendigung des 
Aufenthaltes nach Ablehnung des Asylantrages konterkariert werden 
kann, sind die Arbeitsämter lediglich angewiesen, ausgereisten abge- 
lehnten Asylbewerbern, die im Rahmen der Ausnahmen der ASAV 
zur erneuten Beschäftigung nach Deutschland einreisen wollen, 
grundsätzlich frühestens nach Ablauf eines Jahres seit der Ausreise 
eine Arbeitserlaubnis zu erteilen. 
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43. Abgeordneter 

Dr. Heinrich L. 
Kolb 

(F.D.P.) 


Beabsichtigt der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung im Rahmen der Green- 
card-Initiative des Bundeskanzlers für den IT- 
Bereich, diese Weisung zurückzunehmen und 
eine Green-card auch für diejenigen abgelehn- 
ten Asylanten und Bürgerkriegsflüchtlinge ein- 
zuführen, die in kleinen und mittleren deut- 
schen Betrieben jahrelang ausgebildet worden 
sind und für die auf dem deutschen Arbeits- 
markt kein Ersatz durch deutsche Arbeitneh- 
mer besteht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 29. März 2000 

Angesichts der geschilderten Rechts- und Weisungslage sieht die Bun- 
desregierung - auch im Zusammenhang mit der Initiative des Bundes- 
kanzlers, die zum Sofortprogramm von Bundesregierung und luK- 
Wirtschaft zur Deckung der IT-Fachkräfte in Deutschland geführt 
hat - keine Notwendigkeit zu einer Änderung der bestehenden Praxis 
der Arbeitsämter. 


44. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahme plant die Bundesregie- 
rung, um sicherzustellen, dass die Aufwands- 
entschädigungen für Feuerwehrführungskräfte 
nicht unter die Neuregelung der geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse fallen und damit 
sozialversicherungspflichtig sind, so dass auch 
in Zukunft sichergestellt ist, dass der ehren- 
amtliche Einsatz von Feuerwehrmännern von 
der Steuer- und Sozialversicherungspflicht be- 
freit ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 29. März 2000 

Entgegen Ihrer Annahme hat es eine generelle Befreiung der Feuer- 
wehrmänner von der Lohnsteuer- und Sozialversicherungspflicht zu 
keinem Zeitpunkt gegeben, auch nicht vor der Neuregelung der sog. 
630-DM-Beschäftigungsverhältnisse. 

Die Sozialversicherungspflicht richtet sich grundsätzlich danach, ob 
eine Tätigkeit, für die eine Aufwandsentschädigung gewährt wird, 
eine Beschäftigung im Sinne des Sozialversicherungsrechts ist. Diese 
Beurteilung obliegt den Sozialversicherungsträgern und richtet sich 
nach den von der Rechtsprechung zum Begriff des Beschäftigungsver- 
hältnisses entwickelten Kriterien. Eine im letzten Jahr durchgeführte 
Prüfung anhand dieser Kriterien hat ergeben, dass auch die Füh- 
rungskräfte bei den Bayerischen Feuerwehren in einem abhängigen 
Beschäftigungsverhältnis zu den Kommunen bzw. Landkreisen ste- 
hen, wie dies von den zuständigen Spitzenverbänden der Sozialversi- 
cherung in einem Besprechungsergebnis vom November letzten Jah- 
res festgehalten wurde. Dies wird auch von der zuständigen Landes- 
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aufsicht in Bayern nicht bestritten. Ausnahmeregelungen von dieser 
sozialversicherungsrechtlichen Einstufung für Feuerwehrleute dürften 
verfassungsrechtlich problematisch sein. 

Die Sozialversicherungspflicht von Aufwandsentschädigungen sowohl 
ober- als auch unterhalb von 630 DM richtet sich im Übrigen nach 
dem allgemeinen Grundsatz, dass Aufwandsentschädigungen kein 
Entgelt in der Sozialversicherung sind, soweit sie steuerfrei sind (§14 
Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Insofern folgt das Sozialrecht dem Steuer- 
recht. 


45. Abgeordneter 

Olaf 

Scholz 

(SPD) 


Gilt die Regelung der §§ 7a und 7c Viertes 
Buch des Sozialgesetzbuches (SGB IV) auch 
für selbständig tätige Eehrer im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 Sechstes Buch des Sozialgesetz- 
buches, die ihre Versicherungspflicht feststel- 
len lassen wollen, und wird ein bereits gestell- 
ter Antrag die Rentenversicherung betreffend 
(z. B. ein falsch gestellter Antrag auf Befrei- 
ung von der Versicherungspflicht als Selbstän- 
diger) als Antrag gemäß § 7c SGB IV gewer- 
tet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ulrike Mäscher 
vom 24. März 2000 

Für selbständige Eehrer gelten die Regelungen der §§ 7a bis 7c 
SGB IV nicht, wenn bereits feststeht, dass eine selbständige Eehrtätig- 
keit vorliegt. Für den Personenkreis der Selbständigen, die nach § 2 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI versicherungspflichtig kraft Gesetzes werden, 
ergeben sich insoweit keine Änderungen. Bestehen bei einem Eehrer 
bzw. seinem Auftraggeber jedoch Zweifel, ob eine selbständige Tätig- 
keit oder ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis vorliegt, können 
die Beteiligten eine Anfrage zur Statusklärung an die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte richten. Stellt die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsver- 
hältnis fest, findet § 7c SGB IV Anwendung. 


46. Abgeordneter 

Olaf 

Scholz 

(SPD) 


Eässt die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte hinsichtlich der Rückwirkung der Bei- 
tragszahlung Kulanz walten, wenn der selb- 
ständige Eehrer die Versicherungspflicht nicht 
kannte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ulrike Mäscher 
vom 24. März 2000 

Die Regelung über das Bestehen der Rentenversicherungspflicht für 
selbständige Eehrer existiert bereits seit 1922, so dass es einer Vertrau- 
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ensschutzregelung entsprechend des § 231 Abs. 5 SGB VI nicht be- 
durfte, da kein gesetzlich zu schützendes Vertrauen in das Nichtbeste- 
hen der Rentenversicherungspflicht vorliegen kann. Stellt die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte die selbständige Tätigkeit eines 
Lehrers fest, so besteht die daraus resultierende Rentenversicherungs- 
pflicht ab Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Satz 1 Nr. 1 
SGB VI und die Beiträge sind im Rahmen der Verjährung (§ 25 
SGB IV) zu erheben. Eine rückwirkende Beitragserhebung kann im 
Einzelfall unter den Voraussetzungen des § 76 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
SGB IV (Stundung, Niederschlagung und Erlass) unterbleiben. Die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat zu erkennen gegeben, 
dass sie die Vorschrift in Eällen der vorliegenden Art nicht restriktiv 
anwendet. 


47. Abgeordneter 
Max 

Straubinger 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über 
die Genehmigungspraxis der Arbeitsämter 
(unterschiedliche oder einheitliche) bei Anträ- 
gen von Eirmen auf eine Arbeitserlaubnis für 
Deutschland von angeforderten Eachkräften 
mit speziellen Kenntnissen nach § 5a der An- 
werbestoppausnahmeverordnung aus Drittlän- 
dern (Osteuropa, Asien), und wie viele Ar- 
beitsgenehmigungen wurden in den Jahren 
1997 bis 2000 für diesen Personenkreis von 
den Arbeitsbehörden, zugeordnet nach Bun- 
desländern, erteüt (bitte möglichst nach Jah- 
ren getrennt aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Gerd Andres 
vom 28. März 2000 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über eine unter- 
schiedliche Entscheidungspraxis der Arbeitsämter über die Erteilung 
von Arbeitserlaubnissen im Rahmen der Anwerbestoppausnahmever- 
ordnung (ASAV) vor. Mit ihren Dienstanweisungen zum Arbeitsge- 
nehmigungsrecht hat die Bundesanstalt für Arbeit den Arbeitsämtern 
verbindliche Vorgaben für eine bundeseinheitliche Entscheidungspra- 
xis gemacht. 

Differenzierende statistische Daten über die Erteilung von Arbeitser- 
laubnissen nach den einzelnen Eallgruppen der ASAV werden von 
der Bundesanstalt für Arbeit erst seit 1998 erhoben. Die in der Erage 
angeführte Vorschrift gibt es in der ASAV nicht. Soweit die Eall- 
gruppen des § 5 ASAV spezielle Kenntnisse von den ausländischen 
Eachkräften verlangen, wurden in den Jahren 1998 und 1999 Arbeits- 
erlaubnisse bundesweit wie folgt erteilt: 



1998 

1999 

§ 5 Nr. 1 

43 

48 

§ 5 Nr. 2 

581 

884 

§ 5 Nr. 3 

726 

756 
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Die Zahlen werden jährlich erfasst. Für das Jahr 2000 liegen noch 
keine Zahlen vor. Bei der Erfassung wird nicht nach Bundesländern 
untergliedert. 


48. Abgeordnete Wie hoch ist die Zahl der arbeitslosen IT-Fach- 

Dr. Konstanze kräfte in Deutschland? 

Wegner 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Gerd Andres 
vom 28. März 2000 

Ende Februar 2000 waren in der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Bundesanstalt für Arbeit insgesamt rd. 32 000 Arbeitslose im Bereich 
der Informations- und Kommunikationstechnologie gemeldet. Darun- 
ter waren Informatiker, Anwendungs- und Systemprogrammierer, 
EDV-Fachleute, Datenverarbeitungskaufleute, Informationselektroni- 
ker und andere Berufsgruppen, die in weitestem Sinne Beschäftigung 
im Informations- und Kommunikationsbereich suchen. Die Auf- 
schlüsselung auf die einzelnen Berufsgruppen ergibt sich aus der nach- 
folgenden Tabelle. Unter den arbeitslos gemeldeten IT-Fachkräften 
sind auch Personen, die nur vorübergehend oder kurzfristig arbeitslos 
gemeldet sind und ein hoher Anteil von Arbeitslosen, die älter als 
40 Jahre sind. Die Wiedereingliederungschancen der Älteren hängen 
im Wesentlichen auch von der Umsetzung der Absichtserklärung der 
Wirtschaft ab, älteren IT-Fachkräften bessere Chancen einzuräumen. 


Bundesrepublik Deutschland 

Bestand an Arbeitslosen 
Februar 2000 

1721 Druckvorlagenhersteller 

3 027 

3134 Informationselektroniker 

5 040 

6124 Informatiker (nicht EDV) 

146 

6223 Elektroniktechniker 

1 634 

7740 Datenverarbeitungsfachleute, o. n. A. 

5 074 

7741 Systemanalytiker, Organisatoren 

1 622 

7742 Anwendungsprogrammierer 

3 479 

7743 Systemprogrammierer 

625 

7744 Rechenzentrumsfachleute 

2716 

7745 Vertriebsfachleute (EDV) 

1 372 

7746 Datenverarbeitungskaufleute 

3 302 

7748 Informatiker (EDV) 

2 462 

7749 andere Datenverarbeitungsfachleute 

1 382 

774 Datenverarbeitungsfachleute 

22 034 

EDV-Fachleute insgesamt 

31 881 
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49. Abgeordnete 

Dr. Konstanze 

Wegner 

(SPD) 


Wie viele davon entsprechen hinsichtlich ihrer 
Qualifikation dem Bedarf, den die deutsche 
Wirtschaft momentan anmeldet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Gerd Andres 
vom 28. März 2000 

Die Branche selbst gibt nach Angaben des Branchenverbandes Bit- 
kom den Bedarf an offenen Stellen im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnologie mit rd. 75 000 an. 

Die Bundesregierung selbst kann keine Angaben dazu machen, inwie- 
weit arbeitslose IT-Fachkräfte von ihren Qualifikations- und Tätig- 
keitsprofilen her für eine Einstellung auf die von der Wirtschaft ge- 
meldeten offenen Stellen in Betracht kommen. Die Frage des Aus- 
wahlprozesses für eine Einstellung von IT-Fachkräften liegt - wie jede 
Einstellungsentscheidung - in der Hand des jeweiligen Unterneh- 
mens, das je nach den Tätigkeitsprofilen und dem Einsatzfeld im Be- 
trieb aus den ihm vorliegenden Bewerbungen die geeigneten Fach- 
kräfte auswählen wird. Arbeitslose IT-Fachkräfte können ihre Ver- 
mittlungschancen durch die Arbeitsämter deutlich erhöhen, wenn sie 
von der Möglichkeit Gebrach machen, sich über die im Stelleninfor- 
mationssystem gespeicherten offenen Stellen zu den einzelnen Beru- 
fen zu informieren und sich auf angebotene Stellen über den Vermitt- 
ler beim Arbeitsamt direkt bewerben. Gleichzeitig können die Unter- 
nehmen über das Arbeitgeber-Informationssystem des Arbeitsamtes 
offene Stellen bundesweit ausschreiben. Beide Stelleninformations- 
systeme stehen den Arbeitssuchenden und den Unternehmen sowohl 
in den Arbeitsämtern vor Ort als auch über Internet zur Verfügung. 
Zusätzlich zu dieser Möglichkeit hat die Bundesanstalt für Arbeit seit 
dem 2. März 2000 eine sog. IT-Hotline geschaltet, über die offene 
Stellenangebote gemeldet werden können. 


50. Abgeordnete 

Dr. Konstanze 

Wegner 

(SPD) 


Plant die Bundesanstalt für Arbeit besondere 
Maßnahmen zur Qualifizierung dieser arbeits- 
losen IT-Fachkräfte, und falls ja, welche Aus- 
wirkungen erwartet sie davon für die Integrie- 
rung dieser Gruppe in den Arbeitsmarkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Gerd Andres 
vom 28. März 2000 

Die Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen der Bundesan- 
stalt für Arbeit richten sich grundsätzlich an alle Arbeitslosen. Die 
Bundesanstalt für Arbeit hat in den vergangenen beiden Jahren rd. 
35 000 Teilnehmer jährlich im Bereich der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie weiterqualifiziert und wird ihre Anstrengun- 
gen auf jährlich 40 000 Teilnehmer in IT-Maßnahmen steigern. Die 
Übergangsquote der Teilnehmer der Weiterbildung im IT-Bereich auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt lässt sich aufgrund der dezentralen 
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Durchführung der Weiterbildungsmaßnahmen in den einzelnen Ar- 
beitsamtsbezirken nicht in Form eines bundesweiten Durchschnitts- 
wertes angeben. Sie liegt jedoch erfahrungsgemäß im Vergleich zu al- 
len Weiterbildungsmaßnahmen überdurchschnittlich hoch, weil ein 
Großteil der Geförderten unmittelbar nach Abschluss der Maßnahme 
oder innerhalb weniger Monate danach in Beschäftigung am ersten 
Arbeitsmarkt übernommen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


51. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen des Rahmenvertrages 
über Innovation, Investition und Wirtschaft- 
lichkeit in der Bundeswehr vom 15. Dezember 
1999 sieht die Bundesregierung auf die Dienst- 
stellenstruktur und die Stellensituation der zi- 
vilen Bundeswehrverwaltung, und wie will die 
Bundesregierung sicherstellen, dass der Rah- 
menvertrag zu keinem weiteren Stellenabbau 
führen wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 16. März 2000 

Der Rahmenvertrag „Innovation, Investition und Wirtschaftlichkeit 
in der Bundeswehr“ dient der Steigerung von Wirtschaftlichkeit und 
Effizienz in allen Bereichen der Bundeswehr. Alle notwendigen Ein- 
griffe in die Struktur der Bundeswehr, auch der Wehrverwaltung des 
Bundes, sind dabei sozialverträglich zu gestalten. 

Der Rahmenvertrag setzt auf Kooperation mit der Wirtschaft. Es lie- 
gen bisher keine Erkenntnisse darüber vor, inwieweit sich aus den Er- 
fahrungen mit den einzelnen Pilotprojekten Änderungen für die 
Dienststellenstruktur und die Stellensituation der Wehrverwaltung 
des Bundes ergeben. 


52. Abgeordneter 
Werner 
Lensing 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang plant (eventuell) die Bun- 
desregierung gemäß Nummer 9.14 des Rah- 
menvertrages „Innovation, Investition und 
Wirtschaftlichkeit in der Bundeswehr“, die 
Standortverwaltungen in Dülmen und Coes- 
feld zu privatisieren, und welcher soziale und 
zeitliche Rahmen ist dafür vorgesehen? 
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53. Abgeordneter Wie viele Arbeitsplätze werden hierdurch bei 

Werner der Wehrverwaltung entfallen? 

Lensing 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 10. März 2000 

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft, ob und auf welche 
Weise die einer Standortverwaltung zugewiesenen Aufgaben probe- 
weise von privaten Anbietern wirtschaftlicher als bisher durch die 
Bundeswehr selbst wahrgenommen werden können. Die Standortver- 
waltung Dülmen, zu deren Zuständigkeitsbereich auch Coesfeld ge- 
hört, ist davon zunächst nicht berührt. 


54. Abgeordneter 
Werner 
Lensing 
(CDU/CSU) 


Ist beabsichtigt, die Beschäftigten der Wehr- 
verwaltung in die neu zu errichtenden Betrei- 
bergesellschaften zu übernehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 10. März 2000 

Da es sich im derzeitigen Stadium um erste Überlegungen handelt, 
sind Aussagen über die personellen Konsequenzen ebenfalls noch 
nicht möglich. 


55. Abgeordneter In welcher Weise werden die Arbeitnehmer- 

Werner Organisationen und Personalvertretungen bei 

Lensing der Umsetzung des Vorhabens beteüigt? 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 10. März 2000 

Sobald Erkenntnisse über eine probeweise Privatisierung einer Stand- 
ortverwaltung bestehen, werden selbstverständlich die Personalvertre- 
tungen informiert und beteiligt. Mit dem Hauptpersonalrat beim Bun- 
desministerium der Verteidigung haben entsprechende Gespräche be- 
reits stattgefunden. Die auf der Basis der „Grundsätze für die Zusam- 
menarbeit zwischen den Gewerkschaften und Verbänden sowie dem 
Bundesministerium der Verteidigung im Rahmen der Modernisierung 
der Wehrverwaltung des Bundes“ vom 4. Oktober 1999 eingerichtete 
Koordinierungsgruppe hat sich ebenfalls schon mit diesem Thema be- 
schäftigt, aber zunächst müssen die bewertenden Kriterien erarbeitet 
werden. 
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56. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 
(CDU/CSU) 


Inwieweit treffen vor dem Hintergrund der re- 
striktiven Rüstungsexportpolitik der Bundesre- 
gierung Meldungen zu, nach denen der Staats- 
sekretär im Bundesministerium der Verteidi- 
gung, Dr. Walter Stützte, im März die „Tri- 
dex“ in Dubai besuchen wird? 


57. Abgeordnete Welchem Zweck dient dieser Besuch? 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Walter Kolhow 
vom 17. März 2000 

Es trifft nicht zu, dass Staatssekretär Dr. Walter Stützte im März 
2000 die TRIDEX in Dubai besucht. 


58. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Anlass und für welchen Zweck 
hat die Bundesregierung einen Sachstandsbe- 
richt über die militärische und militärpoliti- 
sche Zusammenarbeit mit Österreich im ersten 
Halbjahr 2000 angefordert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Walter Kolhow 
vom 17. März 2000 

Von der Bundesregierung wurde kein Sachstandsbericht über die mili- 
tärische und militärpolitische Zusammenarbeit mit Österreich im 
ersten Halbjahr 2000 angefordert. Soweit sich Ihre Erage auf die Pres- 
semeldung der Berliner Morgenpost vom 9. Eebruar 2000 über einen 
„Eilauftrag des Eührungsstabes der Streitkräfte der Bundeswehr an 
die entsprechenden Inspektionen des Verteidigungsministeriums“ be- 
zieht, kann ich Ihnen mitteilen, dass im Bundesministerium der Ver- 
teidigung für interne Zwecke eine Eiste mit den im ersten Halbjahr 
2000 geplanten bilateralen Aktivitäten mit Österreich erstellt wurde, 
um einen Überblick über die bestehende militärische Zusammenarbeit 
zu gewinnen. 


59. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 
(CDU/CSU) 


Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, 
die militärische und militärpolitische Zusam- 
menarbeit mit Österreich zu überprüfen und 
ggf. einzustellen, und sind hiervon die im Zu- 
sammenhang mit der Eieferung von zehn 
Eahrzeugen des Panzers „Jaguar“ ausstehen- 
den Ersatzteillieferungen betroffen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Walter Kolbow 
vom 17. März 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die militärische und militär- 
politische Zusammenarbeit mit Österreich einzustellen. Dies gilt auch 
für die von Ihnen angesprochene Lieferung von nicht mehr einsatzfä- 
higen 20 Jagdpanzern des Typs „Jaguar 2“ als Ersatzteilträger. Von 
den im EU-R ahmen beschlossenen Maßnahmen sind lediglich Kon- 
takte auf politischer Ebene betroffen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


60. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Wie stellt die Bundesregierung das partner- 
schaftliche Zusammenwirken des Bundes mit 
den Trägern der freien Jugendhilfe und den 
Eändern nach Nummer 1 Abs. 17 der Richtli- 
nien des Kinder- und Jugendplans des Bundes 
(KJP) bei der Weiterentwicklung des KJP 
sicher? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 24. März 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Richtlinien des Kinder- und Ju- 
gendplans des Bundes weiterzu entwickeln. Ziele der Weiterentwick- 
lung sind die Sicherung und Steigerung der Qualität der Jugendarbeit, 
die Reduzierung des Verwaltungsaufwands sowie die Steigerung der 
Effizienz. Das Bundesministerium für Eamilie, Senioren, Erauen und 
Jugend hat einen Entwurf erarbeitet, der zurzeit innerhalb des Minis- 
teriums abgestimmt wird. Das Bundesministerium wird sich auch bei 
der Weiterentwicklung des Kinder- und Jugendplans des Bundes von 
der bewährten partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den Trägern 
der freien Jugendhüfe leiten lassen. Nach der Abstimmung innerhalb 
des Ministeriums wird es den Entwurf mit den Trägern der freien Ju- 
gendhilfe und den Bundesländern erörtern. Die Abstimmung wird im 
kommenden Monat beginnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


61. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass die Pflegesätze im Rahmen 
der gesetzlichen Pflegeversicherung in den ein- 
zelnen Bundesländern unterschiedlich hoch 
sind? 
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62. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Worin sieht die Bundesregierung die Ursa- 
chen für diese Unterschiedlichkeit, und beab- 
sichtigt die Bundesregierung Maßnahmen, um 
den Trägern der Pflegeversicherung eine grö- 
ßere Gleichbehandlung als bisher einzuräu- 
men? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 27. März 2000 

Die Höhe der Pflegesätze ist nicht nur nach Bundesländern unter- 
schiedlich, sie differieren sogar von Einrichtung zu Einrichtung. 

Der Grund ist darin zu sehen, dass die Vertrags- und Vergütungssys- 
tematik des Pflege-Versicherungsgesetzes (SGB XI) maßgeblich vom 
Verhandlungs- und Vereinbarungsprinzip geprägt ist, nach dem die 
Vergütungssätze jeweils einrichtungsindividuell auszuhandeln sind. 
Dies güt insbesondere deshalb, weil der Gesetzgeber im SGB XI allen 
Pflegeeinrichtungen einen Anspruch auf eine leistungsgerechte Vergü- 
tung des bei wirtschaftlicher Betriebsführung anfallenden und zur Er- 
füllung des Versorgungsauftrages notwendigen Aufwandes einge- 
räumt hat. 

Dies erklärt allerdings nicht die erheblichen Unterschiede bei den 
Vergütungssätzen und Entgelten. Bis zum 31. Dezember 1997 basier- 
ten die Versorgungs- und Vergütungsstrukturen der Pflegeeinrichtun- 
gen noch auf Vergütungssystemen, die nicht an die Pflege- und Eeis- 
tungsstrukturen nach dem SGB XI angepasst waren. Es ist davon aus- 
zugehen, dass diese „Vergangenheitswerte“ über die Übergangsrege- 
lung des bis Ende 1997 geltenden Artikels 49a PflegeVG Eingang in 
die danach neu, nach den Regelungen des 8. Kapitels SGB XI ver- 
handelten Pflegesätze gefunden haben. 

Eine sachgerechte Beurteilung der Vergütungssätze ohne hinreichen- 
de Informationen über die Eeistungsstruktur der Pflegeeinrichtung ist 
wenig sinnvoll bzw. kaum möglich. Hier werden die in dem Vorent- 
wurf eines Gesetzes zur Qualitätssicherung und zur Stärkung des Ver- 
braucherschutzes in der Pflege (Pflege-Qualitätssicherungsgesetz - 
PQsG) vorgesehenen Eeistungs- und Qualitätsvereinbarungen für eine 
erhöhte Transparenz sorgen. In den Eeistungs- und Qualitätsvereinba- 
rungen sollen einrichtungsindividuelle Vereinbarungen insbesondere 
über die Eeistungsstrukturen und Belegungsstrukturen einschließlich 
des hierfür erforderlichen Sach- und Personalaufwandes getroffen 
werden. Diese Angaben bilden die Grundlage für einen Pflegeheim- 
vergleich, aus dem künftig auf fachlich fundierter Basis bundesweit 
Hinweise für unterschiedlich hohe Pflegesätze gewonnen werden kön- 
nen. 

Eine Auswertung der Pflegesätze und der Entgelte für Unterkunft 
und Verpflegung für das Jahr 1999 für vollstationäre Pflegeeinrich- 
tungen (ohne gesondert berechenbare Investitionskosten und ohne 
Zusatzleistungen) zeigt folgende Ergebnisse und Spannbreiten auf 
Monatsbasis: 
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alte Bundesländer neue Bundesländer 

Pflegesätze 

Pflegeklasse I 1 880 DM bis 2 343 DM 1 535 DM bis 1 897 DM 

Pflegeklasse II 2 518 DM bis 3 169 DM 2 139 DM bis 2 391 DM 

Pflegeklasse III 3 151 DM bis 4 274 DM 2 884 DM bis 3 386 DM 

Entgelt für 
Unterkunft und 

Verpflegung 867 DM bis 1 375 DM 809 DM bis 943 DM 

Weitere Einzelheiten zur Höhe der in den einzelnen Bundesländern 
vereinbarten Pflegesätze im vollstationären Bereich im Jahre 1999 
sind der nachfolgenden Übersicht zu entnehmen. 

Vollstationäre Pflege 

Pflegesatzvereinbarungen in den Bundesländern in 1999* 



Zahl der voll- 
stationären 
Pflegeeinr. 

Durchschnitt der Pflegesätze in den einzelnen Pflegeklassen 
sowie des Entgelts für Unterkunft und Verpflegung 
- Monatsbasis - 






Unterkunft und 



Pflegeklasse I 

Pflegeklasse II 

Pflegeklasse III 

Verpflegung 

alte Bundesländer 






Baden-Württemberg 

1 058 

2 343 DM 

2 910 DM 

3 739 DM 

997 DM 

Bayern 

1 328 

2 284 DM 

2 945 DM 

3 380 DM 

914 DM 

Berlin - Gruppenpflegesätze 

200 

2 130 DM 

3 075 DM 

3 751 DM 

867 DM 

Berlin - 8. Kapitel** 

69 

3 672 DM 

4 650 DM 

5 338 DM 

963 DM 

Bremen 

73 

1 987 DM 

3 169 DM 

3 976 DM 

1 217 DM 

Hamburg 

152 

2 178 DM 

3 086 DM 

4 096 DM 

1 239 DM 

Hessen 

555 

2 147 DM 

2 995 DM 

3 843 DM 

975 DM 

Niedersachsen 

1 116 

2 004 DM 

2 616 DM 

3 424 DM 

965 DM 

N or drhein-Westf alen 

953 

2 069 DM 

2 790 DM 

4 063 DM 

1 364 DM 

Rheinland-Pfalz 

386 

2 042 DM 

2 657 DM 

3 678 DM 

1 061 DM 

Saarland 

112 

1 880 DM 

2 616 DM 

3 544 DM 

1 044 DM 

Schleswig-Holstein 

606 

1 960 DM 

2 518 DM 

3 151 DM 

1 027 DM 

Westfalen-Eippe 

771 

2 065 DM 

2 883 DM 

4 274 DM 

1 375 DM 

Durchschnitt 






alte Bundesländer (ohne**) 

7 379 

2 091 DM 

2 857 DM 

3 743 DM 

1 087 DM 

neue Bundesländer 






Brandenburg 

220 

1 897 DM 

2 359 DM 

3 386 DM 

864 DM 

Mecklenburg-Vorpommern 

180 

1 877 DM 

2 387 DM 

3 253 DM 

836 DM 

Sachsen 

384 

1 807 DM 

2 314 DM 

3 183 DM 

809 DM 

Sachsen-Anhalt 

246 

1 693 DM 

2 391 DM 

2 884 DM 

833 DM 

Thüringen 

191 

1 535 DM 

2 139 DM 

2 894 DM 

943 DM 

Durchschnitt 






neue Bundesländer 

1 221 

1 762 DM 

2 318 DM 

3 120 DM 

857 DM 

vollstat. Pflegeeinrichtungen 






insgesamt 

8 600 






* ungewichtet, ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
Quelle: VdAK, Siegburg; eigene Zusammenstellung 
Stand: 31. Dezember 1999 
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63. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dem dieser Tage vom Sozialgericht 
Köln gefällten Urteil ziehen, wonach das Bun- 
desversicherungsamt in seinen Bescheiden 
zum Risikostrukturausgleich für das Jahr 1997 
rechtlich nicht haltbare Forderungen zu Las- 
ten der Innungskrankenkassen ausgewiesen 
hat und mehr als 250 Mio. DM zu viel als Soli- 
darleistung abgefordert hat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christa Nickels 
vom 17. März 2000 

Das Sozialgericht Köln hat am 28. Februar 2000 insgesamt elf Be- 
scheide des Bundesversicherungsamts zum Jahresausgleich 1997 inso- 
weit aufgehoben, als hierin Korrekturen der Verhältniswerte aus den 
Vorjahren enthalten waren (mittels der Verhältniswerte werden die 
standardisierten Leistungsausgaben für die einzelnen Versicherten- 
gruppen ermittelt). Die Durchführung des Jahresausgleichs im Übri- 
gen hat das Gericht dagegen nicht beanstandet. Einige dieser Urteile 
sind zu Gunsten von Innungskrankenkassen ergangen. 

Nach den bisher vorliegenden Informationen sind die Bescheide des 
Bundesversicherungsamts aus formalen Gründen aufgehoben wor- 
den. Die schriftliche Begründung der Urteile ist jedoch voraussicht- 
lich erst in einigen Wochen zu erwarten. Erst nach ihrem Vorliegen 
sind nähere Aussagen über ihre Bedeutung und Tragweite möglich. 
Nach bisheriger Kenntnis betreffen die Urteile des Sozialgerichts 
Köln jedoch sehr komplexe Rechtsfragen, die letztlich erst durch das 
Bundessozialgericht entschieden werden dürften. Da Korrekturen der 
Verhältniswerte im geltenden Recht nur bis zum Jahr 1997 vorgese- 
hen sind, kann es eine Aufhebung von Ausgleichsbescheiden auf der 
Grundlage der Rechtsauffassung des Sozialgerichts Köln für nachfol- 
gende Zeiträume nicht mehr geben. Die Bundesregierung sieht daher 
keinen Anlass, auf Grund dieser Urteile das geltende Recht zu ändern 
und hierdurch der Entscheidung durch die unabhängigen Gerichte im 
Instanzenweg vorzugreifen. 


64. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Wer sind die Teilnehmer der Arbeitsgruppe 
„Reform der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung und Pflegeversichrung“ im Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit, 
und liegen hier bereits konkrete Arbeitsergeb- 
nisse in dieser vor? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 28. März 2000 

An den Sitzungen der Arbeitsgruppe „Reform der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung und Pflegeversicherung“ im Bündnis für Arbeit neh- 
men regelmäßig Vertreter teil des DGB, der IG Metall, der IG Berg- 
bau, Chemie und Energie, der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
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Transport und Verkehr, der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft, 
der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände, des Deut- 
schen Industrie- und Handelstages, des Zentralverbandes des Deut- 
schen Handwerks und des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. Seitens 
der Bundesregierung sind das Bundeskanzleramt, das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung und das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie regelmäßig vertreten. Geleitet wird die 
Arbeitsgruppe durch den Staatssekretär im Bundesministerium für 
Gesundheit. 

Auf den bisherigen Sitzungen der Arbeitsgruppe stand auf der Tages- 
ordnung die Gesundheitsreform 2000. Die Teilnehmer der Arbeits- 
gruppe waren sich darin einig, dass mit Blick auf die beschäftigungs- 
politischen Auswirkungen des Beitragssatzniveaus auf andere gesell- 
schaftliche Bereiche die Wirtschaftlichkeitsreserven im Gesundheits- 
wesen erschlossen werden müssen. 

Weitere Themen waren: Beschäftigungspotentiale auch außerhalb des 
durch die gesetzliche Krankenversicherung finanzierten Bereichs des 
Gesundheitswesens, die künftige Finanzierung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung, die Zusammenführung von GKV und PV und der 
Vergleich der beschäftigungsfördernden Wirkungen unterschiedlicher 
internationaler Gesundheitssysteme. Zurzeit beschäftigt sich die Ar- 
beitsgruppe u. a. mit der Frage, ob und wie Strukturveränderungen 
im Gesundheitswesen beschäftigungspolitisch unterstützt und abgefe- 
dert werden können. 


65. Abgeordneter 

Wolfgang 

Schulhoff 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, aus dem 
Expertengespräch vor dem Gesundheitsaus- 
schuss des Deutschen Bundestages am 26. Ja- 
nuar 2000 über die gewerbliche Tätigkeit von 
Ärzten Konsequenzen zu ziehen und den Ver- 
trieb von Hilfsmitteln durch Ärzte gesetzlich 
zu untersagen, solange die Versorgung durch 
andere Unternehmen z. B. aus dem Gesund- 
heitshandwerk, sichergestellt ist? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 28. März 2000 

Die Expertenanhörung vor dem Gesundheitsausschuss des Deutschen 
Bundestages am 26. Januar 2000, von der ein offizielles Protokoll bis- 
lang nicht vorliegt, verlief kontrovers. Neben Stimmen, die ein Verbot 
der Abgabe bzw. der Beteiligung an der Abgabe von Hilfsmitteln 
durch Ärzte im SGB V befürworteten, gab es Experten, die ein derar- 
tiges Vorgehen aus medizinischen sowie rechtlichen Gründen ablehn- 
ten. Die Auswertung der Anhörung ist allerdings noch nicht abge- 
schlossen. 

Gegen eine Regelung im SGB V gibt es rechtliche Bedenken, sofern 
die Frage der Trennung zwischen ärztlicher und handwerklicher Tä- 
tigkeit bei der Abgabe von Hilfsmitteln eine Frage des ärztlichen Be- 
rufsrechts darstellt und damit der Regelungskompetenz des Bundes 
entzogen ist. Ein Verbot der Beteiligung von Ärzten an der Abgabe 
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von Hilfsmitteln im SGB V wäre aus der Sicht des Bundesministeri- 
ums für Gesundheit auch verfassungsrechtlich bedenklich, da dadurch 
nicht nur in das hier einschlägige Berufsrecht als Landesrecht einge- 
griffen würde. Es erscheint zudem im Hinblick auf die durch Arti- 
kel 12 GG geschützte Berufsfreiheit bedenklich, Vertragsärzte - so- 
fern sie die fachlichen Voraussetzungen für die Zulassung erfüllen - 
von der Versorgung mit Hilfsmitteln in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auszuschließen. Eine entsprechende Änderung im 
SGB V wäre nur dann möglich, wenn die Notwendigkeit zu einer 
sozialversicherungsrechtlichen Regelung bestehen würde, die zudem 
die Beschränkung der Berufsfreiheit rechtfertigen würde. 


66. Abgeordneter 

Wolfgang 

Schulhoff 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung gegen den 
zunehmenden Vertrieb von Kontaktlinsen und 
-flüssigkeiten durch den Versandhandel und 
per Internet vorzugehen, um eine Gefährdung 
für die Augen von Kontaktlinsenträgerinnen 
und -trägem auszuschließen? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 28. März 2000 

Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung besteht gemäß 
§33 SGB V ein Anspruch der Versicherten auf die Versorgung mit 
Kontaktlinsen nur in medizinisch zwingend erforderlichen Ausnahme- 
fällen, die der Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen in 
Richtlinien nach § 92 SGB V festlegt. In diesen Ausnahmefällen darf 
die Abgabe im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung nach 
§126 SGB V nur aufgrund ärztlicher Verordnung von zugelassenen 
Eeistungserbringern (Augenoptikern bzw. Augenärzten) abgegeben 
werden. 

Die Mehrzahl der Kontaktlinsen wird jedoch nicht im Rahmen der 
gesetzlichen Krankenversichemng abgegeben. Auch Elüssigkeiten zur 
Pflege von Kontaktlinsen sind keine Eeistung der gesetzlichen Kran- 
kenversichemng. Diese Produkte unterliegen damit insoweit nicht 
dem Recht der gesetzlichen Krankenversichemng, sondern dem Me- 
dizinprodukterecht. 

Nach § 11 Abs. 2 Satz 1 des Medizinproduktegesetzes kann das Bun- 
desministerium für Gesundheit durch Rechtsverordnung Vertriebswe- 
ge vorschreiben, soweit es geboten ist, die erforderliche Qualität des 
Medizinproduktes zu erhalten oder die bei der Abgabe von Medizin- 
produkten notwendigen Erfordernisse für die Sicherheit u. a. der Pa- 
tienten zu erfüllen. Das Bundesministerium für Gesundheit hat bereits 
im vergangenen Jahr die betroffenen Kreise gebeten, medizinische 
Gründe für die Notwendigkeit einer Vertriebswegeregelung von Kon- 
taktlinsen und -flüssigkeiten vorzulegen. Die Antworten stehen noch 
aus, so dass zz. keine abschließende Auskunft über einen etwaigen 
Handlungsbedarf gegeben werden kann. 

In Analogie zum Arzneimittelrecht soll mittels des 2. Gesetzes zur 
Änderung des Medizinproduktegesetzes eine Ändemng der Verord- 
nung über Vertriebswege für Medizinprodukte dahingehend erfolgen. 
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dass der Verkauf von apothekenpflichtigen Medizinprodukten über 
den Versandhandel unterbunden wird. Der Gesetzentwurf befindet 
sich noch im Abstimmungsverfahren. 


67. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung darüber informiert, 
wie viele potentielle Knochenmarkspender ih- 
re Organspende zugunsten von Leukämie- 
Kranken unterlassen, weil sie für die dafür nö- 
tige Typisierung ihres Blutes 100 DM bezah- 
len müssten, die nicht von den Krankenkassen 
erstattet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 27. März 2000 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele potentielle Knochen- 
markspender ihre Spende unterlassen, weil sie dafür 100 DM bezah- 
len sollen. 

Die Öffentlichkeitsaktionen einzelner Knochenmarkspenderdateien 
mit dem Ziel, für einen bestimmten Patienten einen Spender zu finden 
und hierfür vom potentiellen Spender 100 DM für die Typisierung zu 
verlangen, beruhen auf Einzelinitiativen dieser Knochenmarkspender- 
dateien. Diese Initiativen lassen die Tatsache unberücksichtigt, dass 
ein wirksames System für die Suche und Vermittlung eines geeigneten 
Spenders für einen an Leukämie erkrankten Patienten zur Verfügung 
steht. 

Die organisatorischen Strukturen für eine effektive Spendersuche sind 
durch eine Initiative des Bundesministeriums für Gesundheit im Jahre 
1991 geschaffen worden. Mit 24,2 Mio. DM wurde der Aufbau des 
Spendersuch- und Vermittlungssystems gefördert. Nach der Aufbau- 
phase im Jahre 1995 haben die Krankenkassen das System übernom- 
men. 

Um einen geeigneten Spender zu finden, steht das Zentrale Knochen- 
markspender-Register Deutschland (ZKRD) zur Verfügung, in dem 
alle deutschen Spender registriert sind. Das Register enthält derzeit 
rund 1,3 Millionen Spender und ist damit das zweitgrößte Spenderre- 
gister der Welt. Wenn kein geeigneter deutscher Spender gefunden 
wird, sucht das ZKRD weltweit in internationalen Datenbanken mit 
derzeit rund 6,3 Mio. Spendern. In einem Zeitraum von durchschnitt- 
lich zwei Monaten kann heute für ungefähr 90% der Patientinnen 
und Patienten ein Spender gefunden werden. 

Die Krankenkassen tragen die Kosten für die Spendersuche, den Be- 
trieb der Knochenmarkspenderdateien, die die persönlichen Daten 
der freiwilligen Knochenmarkspender erfassen und die transplanta- 
tionsrelevanten Daten anonymisiert an das ZKRD melden, und des 
Zentralen Knochenmarksp ender-Register s . 
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Eine möglichst hohe Zahl von freiwilligen Spendern zu gewinnen ist 
sinnvoll, um einen geeigneten Spender finden zu können. Ab einer ge- 
wissen Anzahl von denkbaren Spendern jedoch, wie hier bei etwa 
6,3 Millionen weltweit, erhöht sich die Zahl der in Betracht kommen- 
den geeigneten Spender nicht mehr entsprechend der Zahl der zusätz- 
lich gewonnenen Spender, sondern lediglich um einen sehr geringen 
Anteil. Wegen dieses äußerst geringen zusätzlichen Nutzens gewähren 
die Krankenkassen für die Gewinnung zusätzlicher Spender keine Fi- 
nanzmittel. 

Wenn einzelne Knochenmarkspenderdateien, trotz Kenntnis dieses 
Sachverhaltes, Aktionen zur Gewinnung von Spendern für einen be- 
stimmten Patienten durchführen, so werden beim Patienten - bisher 
nicht gerechtfertigte Hoffnungen - geweckt. Durch die Aufforderung 
zur Zahlung von 100 DM wird bei den Spendern der Eindruck er- 
weckt, im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung stünde 
keine Hilfe zur Verfügung. Das Bundesministerium für Gesundheit 
hält diese Vorgehensweise für bedenklich. 


68. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um den potentiellen Spen- 
dern zu einer kostenneutralen Typisierung ih- 
res Blutes zu verhelfen, damit diese im An- 
schluss daran Eeukämie-Kranken ihr Kno- 
chenmark spenden können? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 27. März 2000 

Die Bundesregierung hat keine unmittelbaren Einwirkungsmöglich- 
keiten auf die Knochenmarkspenderdateien, da die Krankenkassen 
Vertragspartner dieser Dateien sind. Das Bundesministerium für Ge- 
sundheit wird sich wegen der Problematik der Öffentlichkeitsarbeit 
von Knochenmarkspenderdateien an die Krankenkassen wenden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


69. Abgeordneter Wie ist die Verfahrensweise bei der Festlegung 

Ernst von Maßnahmen als hochprioritär bzw. priori- 

Bahr tär bei Bundesfernstraßen im Rahmen des 

(SPD) „Investitionsprogramms für den Ausbau der 

Bundesschienenwege, Bundesfernstraßen und 
Bundeswasserstraßen in den Jahren 1999 bis 
2002 (IP)“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Zur Festlegung, welche Maßnahmen auf der Grundlage der derzeit 
angenommenen fortgeschriebenen Finanzplanung bis 2002 mittelfris- 
tig gebaut/weitergebaut werden können, hat das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) Maßnahmelisten 
erstellt. Hierbei fanden auch die Ergebnisse der jährlichen Baupro- 
grammbesprechungen mit den Ländern Berücksichtigung. Die Zuord- 
nung der einzelnen Maßnahmen zu den Listen „hoch prioritär“ und 
„prioritär“ wurde dabei durch den Planungs- und Baufortschritt sowie 
den verfügbaren Finanzrahmen bestimmt. 

Obwohl der vorgegebene enge Finanzrahmen einen großen Gestal- 
tungsspielraum bei der Aufnahme neu zu beginnender Maßnahmen 
nicht zuließ, konnten die in den Besprechungen zwischen dem 
BMVBW und allen Obersten Straßenbaubehörden der Länder zum 
IP-Teil „Straße“ diskutierten Änderungswünsche - soweit sie im Rah- 
men des vorgegebenen Finanzrahmens blieben - berücksichtigt wer- 
den. Ferner fanden Abstimmungsgespräche mit den beteiligten Bun- 
desressorts statt. 

Die Aufstellung des IP erfolgte im Übrigen an die bei der Aufstellung 
der Fünijahrespläne übliche Verfahrensweise. 


70. Abgeordneter Wer sind die bei diesem Festlegungsverfahren 

Ernst Beteiligten? 

Bahr 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Neben dem BMVBW waren die in Auftragsverwaltung für den Bund 
tätigen Länder, die Bundesressorts Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, Bundesministerium der Finan- 
zen, Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und Bundes- 
kanzleramt in die Festlegungen zum Investitionsprogramm 1999 bis 
2002 eingebunden. 


71. Abgeordneter Welche Funktionen und Kompetenzen wer- 

Ernst den von den einzelnen Beteiligten des Festle- 

Bahr gungsverfahrens zur Prioritätensetzung ausge- 

(SPD) übt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Das Investitonsprogramm 1999 bis 2002 ist, ebenso wie die FünQah- 
respläne, zunächst ein Verwaltungsinternum. Es hat daher Abstim- 
mungsgespräche gegeben, bei denen der vom BMVBW erstellte Ent- 
wurf auf der Grundlage der dem Investitionsprogramm zugrunde lie- 
genden Ziele und des engen Finanzrahmens mit den Ländern und 
den o. g. Bundesressorts eingehend erörtert worden ist. 


72. Abgeordneter 

Ernst 

Bahr 

(SPD) 


Warum wurde der Ausbau der Bundesstraße 
B 189 von Wittenberge bis Pritzwalk ein- 
schließlich der geplanten Ortsumgehungen 
und dem Anschluss an die Autobahn A 24 bis 
auf die Ortsumgehung Perleberg nicht in die 
Prioritätenliste aufgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Das vom BMVBW erarbeitete Investitionsprogramm 1999 bis 2002 
umfasst im Wesentlichen die in Bau befindlichen Maßnahmen, die zü- 
gig fortgeführt werden sollen und die gemäß der vorgegebenen Fi- 
nanzplanung möglichen Neubeginne in den Jahren 1999 bis 2002. 

Für Brandenburg konnte danach neben den zahlreichen landesweit 
laufenden Maßnahmen der Neubau der Ortsumgehung Perleberg im 
Zuge der B 189 in das Investitionsprogramm 1999 bis 2002 aufge- 
nommen werden. Möglichkeiten für die Aufnahme weiterer neuer 
Vorhaben im Zuge der B 189 bestehen angesichts des dem Investi- 
tionsprogramm zugrunde liegenden begrenzten Zeit- und Finanzrah- 
mens derzeit nicht. 


73. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Welche finanziellen Leistungen waren nach 
Kenntnis der Bundesregierung im Jahre 1998 
im Zusammenhang mit Unfällen im Straßen- 
verkehr zu erbringen 

- durch die gesetzlichen und privaten Kran- 
kenversicherungen, 

- durch die gesetzlichen und privaten Unfall- 
versicherungen, 

- durch Rentenversicherung und Knapp- 
schaft (für Rehamaßnahmen, Invalidität 
und vorzeitigen Renteneintritt)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Februar 2000 

Eine separate Erfassung und Aufbereitung der Kosten für Straßenver- 
kehrsunfälle erfolgt in der gesetzlichen Unfallversicherung nicht. 

Eür den Bereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften wurde je- 
doch eine diesbezügliche Schätzung durch den Hauptverband der ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften vorgenommen. Danach sind im 
Jahre 1998 etwa 18 Prozent aller Aufwendungen für Rehabüitation 
und finanzielle Entschädigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 
auf Grund von Straßenverkehrsunfällen geleistet worden. Dies ent- 
spricht einem Betrag von rund 2,6 Mrd. DM. Dabei handelt es sich 
zum Teil um Entschädigungsleistungen für weitere laufende Eälle aus 
früheren Jahren, insbesondere Renten. 

Die angesprochenen finanziellen Leistungen sind im Statistikhand- 
buch des Gesamtverbandes der deutschen Versicherungswirtschaft 
(GDV) nicht enthalten. Bei privaten Versicherern liegen diese Zahlen 
ebenfalls nicht vor. 

Getrennte auf den angesprochenen Bereich „Unfälle im Straßenver- 
kehr“ bezogene Zahlenangaben der Unfall- und Krankenversicherer 
werden nicht erhoben und liegen nicht vor. Angaben zum diesbezüg- 
lichen Gesamtaufwand der angesprochenen Versicherungen können 
daher nicht gemacht werden. 

Im Rahmen der Statistik der gesetzlichen Krankenversicherung wer- 
den grundsätzlich keine Ausgaben nach Krankheitsarten und -anläs- 
sen erfasst. Auch aus dem Bereich der privaten Krankenversicherung 
liegen dem Bundesministerium für Gesundheit keine Erkenntnisse 
hierzu vor. 


74. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Welche Leistungen hatte nach Kenntnis der 
Bundesregierung darüber hinaus die Versiche- 
rungswirtschaft im Jahre 1998 in Verbindung 
mit Unfällen im Straßenverkehr zu erbringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Februar 2000 

Zur Entwicklung des Schadenaufwands in der Kraftfahrtversicherung 
(im Jahre 1998 ca. 38,9 Mrd. DM) wird auf den anliegenden Auszug 
des Geschäftsberichts des Bundesaufsichtsamts für das Versicherungs- 
wesen (BAV) 1998, S. 28/29 verwiesen. 


75. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass die Einführung eines Unfall-Daten-Spei- 
chers eine sinnvolle Arbeitsschutzmaßnahme 
in Euhrparks darstellt, zu mehr Rechtssicher- 
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heit führen und zu einer erheblichen Entlas- 
tung der Gerichte bei Verkehrssachen beitra- 
gen könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Februar 2000 

Die Bundesregierung sieht in dem Unfalldatenspeicher (UDS) eine 
Technologie im Kraftfahrzeug, die kritische Straßenverkehrssituatio- 
nen informationstechnisch nachvollziehbar macht. Die Bundesregie- 
rung unterstützt darüber hinaus derzeit modellhafte Pilotmaßnahmen, 
die überprüfen sollen, ob mit Hilfe des UDS im Kfz in präventiver 
Weise auf das Straßenverkehrsverhalten eingewirkt werden kann. 

Die bisherigen Erkenntnisse führen zur vorläufigen Empfehlung, die 
Einführung eines UDS in Euhrparks als freiwillige Maßnahme anzule- 
gen, weil die Vorteile für die Unternehmen und die Versicherungen so 
groß sind, dass Investitionen in die Ausrüstung unternehmenseigener 
Euhrparks mit UDS lohnenswert erscheinen, insbesondere bei nutz- 
wertorientierter Eörderung seitens der Versicherungen. Ein staatli- 
cher Handlungsbedarf wird nicht gesehen. 


76. Abgeordneter 

Georg 

Brunnhuber 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass auch Umgehungsstra- 
ßen im Zuge von Bundesstraßen aus dem so 
genannten Anti-Stau-Programm finanziert 
werden, und stimmt es, dass die Ortsumge- 
hung Hermaringen (B 492) darin enthalten 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 16. März 2000 

Nein. Im Anti-Stau-Programm sind ausschließlich Maßnahmen zur 
Beseitigung von Engpässen im Autobahnnetz, im Schienenwegenetz 
und im Netz der Bundeswasserstraßen enthalten. Die Ortsumgehung 
Hermaringen im Zuge der B 492 ist deshalb nicht Bestandteil des 
Anti-Stau-Pr ogramms . 


77. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Kann die Aussage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen, Siegfried 
Scheffler, „Alle Anstrengungen der Bundesre- 
gierung gehen dahin, dass der Brückenbau im 
Jahr 2003 beginnen kann“, (Wormser Zei- 
tung, 13. März 2000) als verbindliche Ankün- 
digung verstanden werden, das Projekt „Bau 
der zweiten Rheinbrücke im Zuge der B 47“ 
in einen ab 2003 wirksam werdenden Eünljah- 
resplan aufzunehmen? 
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78. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Warum wurde das Projekt nicht in das „Anti- 
Stau-Programm“, für das ebenfalls ab 2003 
Mittel bereitgestellt werden sollen, aufgenom- 
men? 


79. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dieser Ankündigung für die Quantifi- 
zierung des Finanzkontingents des Landes 
Rheinland-Pfalz für den Bau von Bundesfern- 
straßen ziehen, nachdem mit der Festlegung 
von Mittelansätzen für Straßenbaumaßnah- 
men im Investitionsprogramm 1999 bis 2002 
in Höhe von 1 081 800 000 DM (nach 2002) 
und mit dem weiteren Bedarf von rd. 
210 000 000 DM für die Fortsetzung des dann 
begonnenen Bauvorhabens Mainzer Ring im 
Zuge der A 60 Bundesmittel in beträchtlicher 
Größenordnung gebunden sind und für die 
Brücke rd. 140 000 000 DM (Rheinland-Pfalz- 
Anteü) benötigt werden? 


80. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche partiell bereits eingeleiteten Maßnah- 
men müssen in welcher zeitlichen Abfolge im 
Vorfeld der Brücke auf beiden Rheinseiten 
(Worms, Rosengarten) vollzogen werden, da- 
mit 2003 mit dem eigentlichen Brückenbau- 
werk begonnen werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 29. März 2000 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
(BMVBW) beabsichtigt, Maßnahmen des Vordringlichen Bedarfs des 
aktuellen Bedarfsplans - sofern ein Planfeststellungsbeschluss am 
31. Dezember 1999 Vorgelegen hat - im Rahmen der Überarbeitung 
des Bundesverkehrswegeplans 1992 in der Regel nicht erneut zu über- 
prüfen. 

Für den Bau der 2. Rheinbrücke in Worms im Zuge der B 47 lag be- 
reits 1999 das Baurecht vor. Die Entscheidung über die Dringlichkeit 
der Maßnahme bleibt jedoch dem Deutschen Bundestag bei der Fort- 
schreibung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen Vorbehalten. 

Auf der Grundlage dieses fortgeschriebenen Bedarfsplans wird dann 
das BMVBW einen neuen Fünijahresplan erarbeiten. Dem Bau der 
2. Rheinbrücke in Worms, für die nach derzeitigem Kenntnisstand 
der auf Rheinland-Pfalz entfallende Bundesanteü rd. 117 Mio. DM 
beträgt, wird von der Bundesregierung nach wie vor eine hohe Priori- 
tät eingeräumt. 



Drucksache 14/3083 


-52- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Im Anti-Stau-Programm 2003 bis 2007 sind für den Straßenbauteil 
ausschließlich Maßnahmen zur Beseitigung von Engpässen im Auto- 
bahnnetz vorgesehen. Die Finanzierung des Programms erfolgt aus- 
schließlich mit zusätzlichen Mitteln aus einem Teil der ab 2003 verfüg- 
baren Einnahmen aus der streckenbezogenen Autobahngebühr für 
schwere Ekw, die die heutige zeitbezogene Straßenbenutzungsgebühr 
(Eurovignette) ablösen soll. Sie ist also unabhängig von den gemäß 
der Finanzplanung des Bundes ab 2003 verfügbaren Investitionsmit- 
teln für den Fernstraßenbau. 

Nach Erarbeitung eines Bauablaufplans durch die Straßenbauverwal- 
tungen der Eänder Rheinland-Pfalz und Hessen ist im Rahmen der re- 
gelmäßigen stattfindenden Bauprogrammbesprechungen zu gegebe- 
ner Zeit die zeitliche Abfolge aller im Zusammenhang mit dem Bau 
der 2. Rheinbrücke in Worms stehenden Baumaßnahmen noch fest- 
zulegen. 


81. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Stand zur Elektrifizierung 
der Bahnstrecke Hamburg-Eübeck und der 
Güterumgehungsbahn Hamburg-Rothenburg- 
sort-Hamburg-Eidelstedt, und wann ist mit ei- 
ner Realisierung dieser Projekte zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Die Bundesregierung sieht gute Chancen für die Elektrifizierung der 
Strecke Hamburg-Eübeck. Zunächst ist die Entscheidung über das 
länderübergreifende Vorhaben Hamburg-Eübeck-Puttgarden-Ko- 
penhagen abzuwarten. Aufgrund der dann feststehenden Eingangsda- 
ten wird der Ausbau der Strecke inhaltlich festzulegen und der Rah- 
men der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes 1992 (BVWP 
1992) zu bewerten sein. 

Mit dem Fand Schleswig-Holstein, welches bereit ist, sich an den Pla- 
nungskosten zu beteüigen, wurde ein pragmatisches Vorgehen abge- 
sprochen. Bund, Fand und Deutsche Bahn AG verständigten sich auf 
eine gemeinsame Finanzierung der Planfeststellungsunterlagen. Die 
erforderliche Vereinbarung zwischen dem Fand Schleswig-Holstein 
und der Deutschen Bahn AG wurde abgeschlossen. 

Schwerpunkt bei der Ausbaustrecke (ABS) Hamburg/Rothenburgs- 
ort-Hamburg/Eidelstedt ist die Sanierung der Strecke im Abschnitt 
HH-Rothenburgsort-HH-Horn durch die Erneuerung von abgängi- 
gen Eisenbahnüberführungen. Dementsprechend soll mit den im In- 
vestitionsprogramm 1999 bis 2002 dotierten 50 Mio. DM die Planung 
für die ABS abgeschlossen und soweit möglich mit der Erneuerung 
der Eisenbahnüberführungen begonnen werden. 
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82. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, dass von den 16 in Nordrhein- 
Westfalen angesiedelten Maßnahmen des 
„Anti-Stau-Programms“ des Bundesministers 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen bisher 
lediglich für ein Projekt ein Planfeststellungs- 
beschluss ergangen ist, bei vier Projekten ein 
Planfeststellungsverfahren läuft und sich bei 
zehn Projekten die Planung erst im Stadium 
des Vorentwurfs befindet, und wenn dies zu- 
trifft, hält der Bundesminister für Verkehr, 
Bau- und Wohnungwesen die Ankündigung 
eines Baubeginns ab 2003 für realistisch? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Von den 16 Maßnahmen in Nordrhein-Westfalen liegen nach dem 
derzeitigen Planungsstand für drei Projekte Planfeststellungsbe- 
schlüsse vor, drei Projekte befinden sich im Planfeststellungsverfah- 
ren, bei zwei Projekten sind die Vorentwürfe genehmigt und für die 
übrigen acht Projekte werden die Vor entwürfe mit Nachdruck erstellt 
bzw. befinden sich im Genehmigungsverfahren. Die Bundesregierung 
hält Baubeginne ab 2003 für realistisch. 


83. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(F.D.P.) 


Stellt die Bundesregierung die von der Wasser- 
und Schifffahrtsdirektion Ost mit 170 Mio. 
DM bezifferten dringend benötigten Mittel 
zur Sanierung des Elbe-Havel-Kanals kurzfris- 
tig zur Verfügung, und wenn ja, bis wann ist 
mit dem Abschluss der Sanierungsarbeiten zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 17. März 2000 

Der Elbe-Havel-Kanal ist wichtiger Bestandteil des Verkehrsprojektes 
Deutsche Einheit (VDE) Nr. 17, der Wasserstraßenverbindung von 
Hannover nach Berlin. Ziel der Bundesregierung ist nicht die Sanie- 
rung dieser Wasserstraße, sondern die Anpassung an den Standard 
der westdeutschen Kanäle. 

Das VDE Nr. 17 ist enthalten im Investitionsprogramm 1999 bis 
2002. Dieses stellt in besonderem Maße den Ausbau der Infrastruktur 
in den neuen Ländern heraus. Besondere Bedeutung im Wasserstra- 
ßenbereich hat dabei das VDE Nr. 17. Diese Hauptmagistrale zu ver- 
wirklichen bedeutet auch, den Vorgaben der Koalitionsvereinbarung 
- insbesondere Verkehrsverlagerung auf Schiene und Wasserstraße - 
zu entsprechen. Dem Ausbau des Elbe-Havel-Kanals messe ich in die- 
sem Zusammenhang höchste Priorität bei, da er der Engpass in der 
Hauptmagistrale ist. Bereits im Herbst 1999 wurden daher die ersten 
beiden Baulose öffentlich ausgeschriebenen, so dass die Aufträge be- 
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reits in diesem Monat erteilt werden können. Bis zum Jahre 2006 wird 
der gesamte Streckenausbau auf fast 47 Kilometer Länge laufen bzw. 
fertiggestellt sein. 

In Kombination mit der Fertigstellung des Wasserstraßenkreuzes in 
Magdeburg können damit ab dem Jahre 2003 Binnenschiffe mit einer 
Abladung von 2,00 m ganzjährig bis Berlin verkehren und von Wes- 
ten kommend Magdeburg mit 2,30 m Abladung anfahren. 

Eine Sanierung dieser Wasserstraße würde lediglich den Status quo 
dieser Wasserstraße festigen und die gewünschte Verkehr sverlagerung 
nicht weiter unterstützen. 


84. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Gab es 1999 aus dem Bundeshaushalt einen 
Mittelabfluss für Lärmsanierung vor dem Hin- 
tergrund der Tatsache, dass in der Koalitions- 
vereinbarung eine Lärmsanierung vorgesehen 
ist und im Bundeshaushalt 1999 hierfür 
100 Mio. DM veranschlagt waren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 22. März 2000 

Ja, die Umsetzung der Koalitionsvereinbarung erfolgte mit dem 
Haushaltsgesetz 1999 als haushaltsrechtliche Regelung im Einzelplan 
12 mit dem neu geschaffenen Titel „Maßnahmen zur Lärmsanierung 
an bestehenden Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes“ und 
Bereitstellung von 100 Mio. DM. Auch für die Folgejahre wurde die- 
ser Betrag eingeplant. 

Mit Rücksicht auf das infolge des Regierungswechsels späte Inkraft- 
treten des Haushaltsgesetzes 1999 konnten die für den Einsatz der 
Mittel erforderlichen rechtlichen und planerischen Klärungen erst 
Mitte des Jahres beginnen. Infolgedessen konnte nur ein Teil der vor- 
gesehenen Mittel für die Lärmsanierung unmittelbar Verwendung fin- 
den. Die verbleibenden Mittel sind dem Schienenausbau zugute ge- 
kommen. Es ist davon auszugehen, dass die im Haushalt 2000 veran- 
schlagten Mittel in vollem Umfang Maßnahmen zur Lärmsanierung 
zugeführt werden können. 


85. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Bahnverkehrsprojekte wurden in die 
Sanierung aufgenommen, und wann ist mit 
einer Realisierung der Lärmsanierung zu rech- 
nen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 22. März 2000 

Die innerhalb der nächsten zwei Jahre zur Realisierung vorgesehenen 
Vorhaben sind alle in der Liste „Vordringlichste Härtefälle für eine 
Lärmsanierung an bestehenden Eisenbahnstrecken“ des Bundesmi- 
nisteriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen aufgeführt, die mit 
Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ibrügger 
vom 13. Dezember 1999 an alle Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages verteilt wurde. Bis jetzt wurden an etwa 25 % der darin ent- 
haltenen Abschnitte an den Strecken Nr. 2324, 2630 und 33507 im 
mittleren Rheintal Arbeiten ausgeführt. 


86. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Trifft es zu, dass die Deutsche Bahn AG plant, 
den bisher durch Bahnwärter betriebenen 
Bahnübergang in Bad Wildungen-Mandern im 
August 2001 durch einen automatischen Bahn- 
übergang zu ersetzen, und welches sind die 
Gründe dafür? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Die Deutsche Bahn AG beabsichtigt, die wärterbedienten Schranken 
des Bahnübergangs Bachstraße in Bad Wildungen-Mandern im Zuge 
der eingleisigen Nebenbahn Wabern-Bad Wüdungen aus Rationali- 
sierungsgründen durch Lichtzeichen mit Halbschranken zu ersetzen. 
Durch diese zuggesteuerte (automatische) Sicherungsanlage wird zu- 
gleich eine Fehlbedienung der Schranken ausgeschlossen. Lichtzei- 
chen mit Halbschranken sind nach den gesetzlichen Regelungen der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung als Bahnübergangssicherung zu- 
gelassen. 


87. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Wird bei der Umwandlung berücksichtigt, 
dass der unübersichtliche Bahnübergang in 
hohem Maße von Kindern und Jugendlichen 
benutzt wird, und wie soll deren Sicherheit ge- 
währleistet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Die Deutsche Bahn AG stimmt zurzeit ihre Planungen mit allen Betei- 
ligten und Betroffenen ab. Hierbei werden die Interessen aller Ver- 
kehrsteilnehmer, auch die der Kinder und Jugendlichen, berücksich- 
tigt. Vor dem von der Deutschen B a hn AG angestrebten Baubeginn 
im Jahre 2001 ist für die Änderung der Bahnübergangssicherung ein 
Planfeststellungsverfahren durch das Eisenbahn-Bundesamt durchzu- 
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führen. In diesem Verfahren erfolgt eine eingehende Abwägung aller 
von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange. Das 
vorgeschriebene planungsrechtliche Verfahren gewährleistet, dass 
auch die künftige Sicherungsanlage die notwendigen Voraussetzungen 
für eine sichere Benutzung des Bahnübergangs durch alle Straßenver- 
kehrsteilnehmer erfüllt. 


88. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Wie hoch belaufen sich die Gesamtkosten für 
den Bau der Ortsumgehung Altenburg (Thü- 
ringen), und wann soll sie planmäßig dem Ver- 
kehr übergeben werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 28. März 2000 

Die Ortsumgehung Altenburg ist mit Gesamtkosten von 61,2 Mio. 
DM veranschlagt. Die Maßnahme ist im Bau, der Fertigstellungster- 
min der Gesamtmaßnahme steht noch nicht fest. 


89. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine konkrete Aus- 
sage darüber treffen, ob die Gesamtfmanzie- 
rung der Ortsumgehung Altenburg gesichert 
ist und welche Finanzmittel des Bundes für 
den Zeitraum 1999 bis 2002 sowie nach dem 
Jahr 2002 dafür zur Verfügung stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 28. März 2000 

Für den Zeitraum 1999 bis 2002 (IP-Investitionsprogramm) sind 
14,9 Mio. DM für die bauliche Realisierung dieser Ortsumgehung 
vorgesehen. Nach dem Jahr 2002 ist der verbleibende Restbetrag für 
den Bau dieser Maßnahme zu finanzieren. 


90. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass aus finanziellen Gründen der 
Bau der Ortsumgehung Gößnitz frühestens 
nach dem Jahr 2002 erfolgen kann, und wenn 
ja, mit welcher Prioritätsstufe wird diese Orts- 
umgehung zugeordnet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 28. März 2000 

Nein. Für die Ortsumgehung Gößnitz werden zurzeit die Entwurfsun- 
terlagen erstellt. Nach Genehmigung der Unterlagen durch Land und 
Bund ist vorgesehen, die rechtlichen Voraussetzungen für den Bau 
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dieser Maßnahme über ein Planfeststellungsverfahren zu schaffen. Be- 
dingt durch den angeführten Planungsaufwand ist der Bau der Orts- 
umgehung Gößnitz erst nach dem IP-Zeitraum möglich. 


91. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass auf Grund der Nachrangigkeit der Orts- 
umgehung Gößnitz eine attraktive Anbindung 
der Stadt Altenburg an die BAB 4 nur unzu- 
reichend erfolgt und sich damit die Verkehrs- 
infrastruktur als Voraussetzung für die wirt- 
schaftliche Aufwärtsentwicklung dieser Re- 
gion mit der höchsten Arbeitslosenquote in 
Thüringen mittelfristig nicht entscheidend ver- 
bessert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 28. März 2000 

Siehe Antwort zu Frage 90. 


92. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass 
die zweite Rheinbrücke bei Worms im Verlauf 
der B 47 die gegenwärtig im Vordringlichen 
Bedarf des Bundesverkehrswegeplans enthal- 
ten ist, bei der geplanten Fortschreibung aus 
dem Vordringlichen Bedarf herausgenommen 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen beab- 
sichtigt, Maßnahmen des Vordringlichen Bedarfs des aktuellen Be- 
darfsplans - sofern ein Planfeststellungsbeschluss am 31. Dezember 
1999 Vorgelegen hat - im Rahmen der Überarbeitung des Bundesver- 
kehrswegeplans und der anschließenden Fortschreibung des Bedarfs- 
plans für die Bundesfernstraßen in aller Regel nicht einer erneuten 
Bewertung zu unterziehen. Dies gilt auch für den Bau der 2. Rhein- 
brücke in Worms im Zuge der B 47, da für diese Maßnahme bereits 
1999 das Baurecht vorlag. Die Entscheidung über die Dringlichkeit 
der Maßnahme bleibt dem Deutschen Bundestag bei der Fortschrei- 
bung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen Vorbehalten. 


93. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 
(CDU/CSU) 


Welche Investitionsmittel sind im Haushalt 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen für Maßnahmen vorge- 
sehen, um die Instandhaltung der Schienen- 
strecken der Deutschen Bahn AG zwischen 
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Pirmasens und Saarbrücken bzw. Pirmasens 
und Kaiserslautern, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass hier Züge gänzlich ausfallen 
bzw. erhebliche Verspätungen einfahren, zu 
verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 29. März 2000 

Nach § 8 Abs. 4 des Gesetzes über den Ausbau der Bundesschienen- 
wege tragen die Eisenbahnen des Bundes die Kosten der Unterhal- 
tung und Instandsetzung ihrer Schienenwege. Daher sind im Haushalt 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
keine Mittel für die Instandhaltung der Schienenwege der Deutschen 
Bahn AG enthalten. 


94. Abgeordnete 
Anita 
Schäfer 

(CDU/CSU) 


Liegt dem Eisenbahnbundesamt bereits ein 
Stilllegungsantrag der Deutschen Bahn AG 
für die Bahnstrecke zwischen Pirmasens-Nord 
und Kaiserslautern vor, und wie wird es im 
Hinblick darauf, dass im Pall einer Stilllegung 
ein Mittel- und ein Oberzentrum inmitten der 
Pfalz nicht mehr durch die Schiene verbunden 
wären, darüber entscheiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 29. März 2000 

Dem Eisenbahn-Bundesamt liegt ein diesbezüglicher Antrag nicht 
vor. 


95. Abgeordneter 

Andreas 

Storm 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass durch die Reduzierung von 
Haushaltsmitteln des Bundes zur Instandhal- 
tung der Odenwaldhahn notwendige Maßnah- 
men nicht durchgeführt werden können und 
dadurch zusätzliche Langsamfahrstellen ent- 
stehen werden, wodurch der Pahrplan der 
Deutschen Bahn AG auf der Strecke der 
Odenwaldbahn nicht eingehalten werden kann 
(vgl. „Darmstädter Echo“ v. 9. März 2000)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Nein. Der Bund reicht keine Bundesmittel für Instandhaltung aus. 
Gemäß § 8 Abs. 4 Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchwAG) tra- 
gen die Eisenbahnen des Bundes die Kosten der Unterhaltung und In- 
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Standsetzung ihrer Schienenwege. Insofern kann kein Zusammenhang 
zwischen den Haushaltsmitteln des Bundes für Schienenwegeinvesti- 
tionen und Instandhaltungsmaßnahmen auf Strecken der Deutschen 
Bahn AG bestehen. 


96. Abgeordneter 

Andreas 

Storm 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wurden die ursprünglich 
für die Instandsetzung der Odenwaldbahn für 
die Jahre 2000 und 2001 vorgesehen Mittel re- 
duziert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Darüber, ob oder in welchem Umfang die DB AG die ursprünglich 
für die Instandsetzung der Odenwaldhahn für die Jahre 2000 und 
2001 vorgesehenen Mittel reduziert hat, liegen der Bundesregierung 
keine Informationen vor. Auf die Antwort zu Frage 95 wird verwie- 
sen. 


97. Abgeordneter 

Andreas 

Storm 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Entwicklung muss für die Oden- 
waldbahn mittelfristig bezüglich der Finanzie- 
rung von Investitionsmaßnahmen durch den 
Bund gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Die Odenwaldbahn dient dem Schienenpersonennahverkehr (SPNV). 
Für den SPNV sind die Bundesländer zuständig. Werden durch Be- 
stellungen von SPNV-Leistungen durch die Länder (oder durch die 
nach Landesrecht von den Ländern bestimmten Aufgabenträger) bei 
den Bundeseisenbahnen Infrastrukturbaumaßnahmen ausgelöst, fi- 
nanziert der Bund auch diese auf der Grundlage des BSchwAG im 
Rahmen von festgelegten Länderquoten. Innerhalb dieser Quoten 
sind die einzelnen Maßnahmen zwischen der DB AG und dem jeweili- 
gen Bundesland abzustimmen (§ 8 Abs. 2 BSchwAG). Der Bund ist 
an diesem Abstimmungsprozess nicht beteiligt. Insofern kann der 
Bund zu der Entwicklung bezüglich der Finanzierung von Investi- 
tionsmaßnahmen keine Stellungnahme abgeben. 


98. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Welche Maßn a hmen sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung zur Schall-Reduzierung des 
Verkehrslärms an der Theiß talbrücke in der 
hessischen Gemeinde Niedernhausen geplant 
(ICE Neubaustrecke Köln-Rhein-Main)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Um den Bestimmungen der Verkehrslärmschutzver Ordnung 
(16. BImSchV) zu genügen, wird eine durchgehende Schallschutz- 
wand von 2 m Höhe auf der Theißtalbrücke angeordnet. Außerdem 
wird ein Absorptionsbelag seitlich der Schienen auf der „Festen 
Fahrbahn“ verlegt, um die gegenüber einem herkömmlichen Schot- 
teroberbau etwas höheren Emissionen zu kompensieren. Falls der 
hierfür auferlegte Nachweis einer nachhaltigen Langzeitwirkung 
nicht erbracht werden kann, soll durch Einführung des Instandhal- 
tungsverfahrens „Besonders überwachtes Gleis“ sichergestellt wer- 
den, dass notwendige Arbeiten frühzeitig ausgeführt werden und da- 
mit um bis zu 3dB (A) geringere Schallabstrahlungen im Vergleich 
mit einer üblichen Verschleißentwicklung zu gewährleisten. 


99. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass die vorgesehene Maximalgeschwindigkeit 
von 300 Kilometern pro Stunde und die vorge- 
sehene Befahrung der im Bau befindlichen 
ICE-Trasse Köln-Rhein-Main durch Züge 
nichtdeutscher Bauart eine gesonderte Begut- 
achtung der veränderten Lärmbelastung für 
die Anwohner notwendig macht, und ist in die- 
sem Zusammenhang eine Überprüfung der 
geltenden Bundesimmissionsschutzverord- 
nung sinnvoll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Nein! Nach Auffassung der Bundesregierung berücksichtigt der Al- 
gorithmus zur Berechnung des Beurteilungspegels bei Schienenwe- 
gen in der Verkehr slärmschutzverordnung den Einfluss der Ge- 
schwindigkeit angemessen. Auch eine Unterscheidung nach nationa- 
len Bauarten für Fahrzeuge ist dieser Verordnung fremd - insbeson- 
dere angesichts eines zusammenwachsenden Europas. Eine Überar- 
beitung könnte sich als sinnvoll erweisen, falls nach Aufnahme des 
Betriebes wider Erwarten im Geschwindigkeitsbereich von 300 km/h 
signifikant andere Pegel gemessen würden als die errechneten. 


100. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Was ist bereits unternommen worden, um das 
Zusammentreffen von Lärmbelastungen durch 
die Autobahn A3, die im Bau befindliche 
ICE-Trasse Köln-Rhein-Main und die Theiß- 
talbrücke in der hessischen Gemeinde Nie- 
dernhausen nicht getrennt, sondern, gemäß 
der wirklichen Belastung der Anwohner, ku- 
muliert zu bewerten? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 61 - 


Drucksache 14/3083 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Kurt Bodewig 
vom 28. März 2000 

Die Verkehrslärmschutzverordnung sieht keine Überlagerung von 
Lärmbelästigungen verschiedener Verkehrswege vor, so dass derarti- 
ge Anstrengungen nicht unternommen wurden. Da die beiden Ver- 
kehrsträger das Theißtal auf getrennten Brücken mit einer Entfer- 
nung von etwa 100 m zueinander und mit einem Höhenunterschied 
von etwa 8 m überqueren, ist eine gemeinsame Lärmschutzmaßnah- 
me ohnehin unmöglich. In Niedernhausen wird zusätzlicher Lärm 
durch die Eisenbahn wegen der geringeren Emissionspegel, die ge- 
planten Lärmvorsorgemaßnahmen und die größere Entfernung auch 
nicht wahrzunehmen sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


101. Abgeordnete Plant die Bundesregierung personelle Verän- 

Christa derungen des Umweltsachverständigenrates? 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gila Altmann 
vom 22. März 2000 

Die Berufungsperiode des Rates von Sachverständigen für Umwelt- 
fragen beträgt vier Jahre. Mit der Übergabe des Umweltgutachtens 
2000 ist die Amtszeit des jetzigen Umweltrates ausgelaufen. Ein neu- 
er Rat wird in Kürze berufen. 

Die Berufung erfolgt nach Beschluss des Bundeskabinetts durch das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

Auf den Erlass über die Errichtung eines Rates von Sachverständi- 
gen für Umweltfragen beim Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit vom 10. August 1990 (GMBl. 1990, 
Nr. 32, S. 831 ff) wird ergänzend hingewiesen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


102. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Welche Mittel im Bereich Forschung wurden 
innerhalb der letzten fünf Jahre von Seiten der 
Bundesregierung vergeben, und zwar in abso- 
luten Zahlen (in DM) und Prozentzahlen, auf- 
geschlüsselt nach Ländern (bitte nach Mög- 
lichkeit auch jeweils unter Angabe des Ver- 
wendungszwecks nach Jahren aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 20. März 2000 

Die erbetenen Angaben zur regionalen Verteilung der Ausgaben des 
Bundes für Forschung und Entwicklung auf Länder in Mio. DM 
und in Prozent ergeben sich für 1993 bis 1997 aus der nachfolgenden 
Tabelle. Die entsprechenden Daten für 1998 sind derzeit Bestandteil 
der Ressortabstimmung im Zusammenhang mit der Vorbereitung 
der Vorlage des Bundesberichts Forschung 2000 an den Deutschen 
Bundestag. Ich werde Ihnen die Daten für 1998 unmittelbar nach 
Abschluss des Abstimmungsprozesses nachreichen. 
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Regionale Aufteilung^^ der Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung (FuE) 

- Finanzierung von FuE - 



1993 Ist 

1994 Ist 

1995 Ist 

1996 Ist 

1997 Ist 

Land 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

Baden-Württemberg 

2 193,7 

14,7 

2 072,4 

14,2 

2 163,9 

14,7 

2 234,7 

14,9 

2 236,3 

15,5 

Bayern 

3 124,8 

21,0 

3 214,8 

22,0 

3 121,1 

21,2 

3 165,8 

21,1 

3 069,3 

21,3 

Berlin^* 

1 490,8 

10,0 

1 505,2 

10,3 

1 493,1 

10,1 

1 545,4 

10,3 

1 419,8 

9,8 

Brandenburg^' 

399,4 

2,7 

441,7 

3,0 

470,7 

3,2 

487,3 

3,2 

475,1 

3,3 

Bremen 

342,9 

2,3 

325,8 

2,2 

332,4 

2,3 

347,2 

2,3 

308,6 

2,1 

Hamburg 

710,8 

4,8 

667,4 

4,6 

653,8 

4,4 

646,5 

4,3 

614,6 

4,3 

Hessen 

805,7 

5,4 

720,3 

4,9 

752,0 

5,1 

751,4 

5,0 

736,0 

5,1 

Mecklenburg-Vorpommern^' 

202,9 

1,4 

197,0 

1,3 

180,3 

1,2 

186,6 

1,2 

194,3 

1,3 

Niedersachsen 

1 140,6 

7,7 

1 137,2 

7,8 

1 087,9 

7,4 

1 090,7 

7,3 

1 006,3 

7,0 

N ordrhein-W estfalen 

2 512,7 

16,9 

2 335,3 

16,0 

2 389,4 

16,2 

2 424,6 

16,1 

2 427,8 

16,8 

Rheinland-Pfalz 

201,4 

1,4 

193,1 

1,3 

210,2 

1,4 

221,7 

1,5 

226,1 

1,6 

Saarland 

69,3 

0,5 

62,6 

0,4 

74,7 

0,5 

77,9 

0,5 

75,1 

0,5 

Sachsen^' 

743,9 

5,0 

765,0 

5,2 

801,9 

5,4 

802,4 

5,3 

704,0 

4,9 

Sachsen-Anhalt^' 

301,3 

2,0 

280,9 

1,9 

291,6 

2,0 

300,8 

2,0 

293,3 

2,0 

Schleswig-Holstein 

383,3 

2,6 

402,0 

2,7 

430,1 

2,9 

456,6 

3,0 

404,6 

2,8 

Thüringen^' 

274,0 

1,8 

310,1 

2,1 

288,8 

2,0 

287,4 

1,9 

243,6 

1,7 

Länder zusammen 

14 897,5 

100,0 

14 631,0 

100,0 

14 741,9 

100,0 

15 026,9 

100,0 

14 434,8 

100,0 

Ausland 

1 999,6 

13,4 

1 749,5 

12,0 

1 805,3 

12,2 

1 713,5 

11,4 

1 627,5 

11,3 

Insgesamt 

16 897,1 

100,0 

16 380,5 

100,0 

16 547,2 

100,0 

16 740,4 

100,0 

16 062,3 

100,0 


Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes ist in der Regel der Sitz der die Forschung und Entwicklung 
(FuE) ausführenden Stelle. Im Fall der Gemeinsamen Forschungsförderung durch Bund und Länder gemäß Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung wurden daher die FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf der geförderten Einrichtungen 
bzw. Arbeitsstellen aufgeteilt. Bei den bundeseigenen Forschungseinrichtungen wurden die FuE-Ausgaben auf den Hauptsitz und 
die angeschlossenen Außen- bzw. Arbeitsstellen mit institutionellem Charakter aufgeteilt. Regionale Auswirkungen von Unteraufträ- 
gen durch Weitergabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg blieben bei der Regionalisierung unberücksichtigt. 

Ohne die Projektmittel, die über einen Zuwendungsempfänger in den alten Ländern (einschl. Berlin-West) in die neuen Länder und 
Berlin-Ost geflossen sind. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


Eine weitere Aufteilung der Regionaldaten ist nur für die Projektför- 
dermittel des Bundesministeriums für Bildung und Forschung in der 
Abgrenzung „Wissenschaft, Forschung und Entwicklung“ und in 
der Gliederung nach Förderschwerpunkten möglich. Ersatzweise für 
die erbetene Aufschlüsselung der Mittel auf Verwendungszwecke fü- 
ge ich als Anlage*) eine Übersicht mit den entsprechenden Angaben 
für die Jahre 1994 bis 1998 bei. 


Berlin, den 31. März 2000 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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